Oftland 


wochenſchriſt für den geſamten Oſten 
Mitbegründer: Dr. Franz Lüdtke. verlag Bund Deutſcher Oſten E. v., Berlin W 30. 


Erſcheint wöchentl. einmal. Bezug: Durch die Poſt vierteljährlich 1.50 M. Einzelnummer 20 Pf. und 5 Pf. Poſtgebühr. 
5 9 Sinzeigenpreis: Fur jeden Millimeter Höhe der 4geſpaltenen Zeile 45 Pf. 


Berlin, 19. Oktober 1934. 15. Jahrg. 


Nr. 42. { 


Anhalt: © 5 
S. 499: Die Senke Richtung paßt ihr nicht. — Schleſiſche Wirt 


ſchaftsfragen. — S. 500: Aufbauarbeit in Oſtpreußen. — S. 501: Quertreibereien gegen Danzig. — ©. 502: 
„Eine ſympathi ö S. 


Das Erbe Varthous. 


Oer Mann iſt tot; aber der Gedanke, von dem ſein Handeln be- 
ſtimmt war, lebt weiter. Auch der Nachfolger Barthous wird kein 
anderes Ziel kennen als dieſes: Den Aufltieg Deutſchlands 
zu hindern, um die Stärke Srankreichs zu ſichern. 
Denn daß die Stärke des Neiches gleichbedeutend iſt mit dem Ende 
der franzöliſchen Macht über Europa, das ift ein Glaubensſatz, der 
alle franzöſiſchen Staatsmänner, gleichgültig aus welchem parteipoli- 
tiſchen Lager ſie kommen mögen, beherrſcht, vor allem aber das 
Handeln der Staatsmänner leitet, die ihre politiſche Laufbahn begannen, 
als Frankreich nach dem verlorenen Kriege von 1870/71 vom Ahein 
hatte zurückweichen müſſen. In den Grundzügen der franzöſiſchen 
Außenpolitik wird das Marſeiller Attentat keine wesentlichen Ande- 
rungen hervorrufen können. Die Einkreiſung Deutſchlands wird auch 
für Laval die Aufgabe ſein. Daß er der erſte und bisher einzige 
Parifer Staatsmann geweſen iſt, der — es war 1931 — den Weg 
nach Berlin gefunden hat, kann an dieſer Auffaſſung feiner Aufgabe 
nichts ändern. Dieſer Beſuch erfolgte zu einer Seit, in der Frank- 
reich zu der Annahme berechtigt ſein konnte, das Syſtem der 
Sinkreiſung einem ſchwachen und wenig widerſtandswilligen Nach- 
barn gegenüber durch das andere Suſtem der direkten 
politiſch-wirtſchaftlichen Knebelung ergänzen oder 
vielleicht erſetzen zu können. Das heutige Deutjchland aber, das ge⸗ 
einigt, zukunftsſicher und ſelbſtbewußt daſteht, muß einem franzöſiſchen 
Staatsmann wenig geeignet erſcheinen, in eine direkte politiſche und 
wirtſchaftliche Abhängigkeit hineingezogen zu werden. Je geringer aber 
die Ausſichten ſind, auf dieſem, ſeinerzeit einmal von Laval versuchten 
Wege zum Ziel zu gelangen, umſo notwendiger muß ſich einem franzö⸗ 
jiſchen Staatsmann der alten Schule die Aufgabe aufdrängen, um 
Deutschland eine geſchloſſene Mauer verbündeter Mächte zu legen. 

Die Wege, die heute, um zu dieſem Siel zu gelangen, beſchritten 
werden müſſen, ſind andere, als noch im vorigen Jahre. Die Ara 
Barthou hat an zwei wichtigen Stellen einen be⸗ 
deutfſamen Wandel geſchaffen. Es iſt Barthou nicht ge- 
lungen, Polen wieder als unbedingt williges Glied in den Ning 
um Deutſchland zu fügen. Er hat dafür Erſatz in Rußland gefunden. 
War bier das Entgleiten eines früheren Vafallen der 
Anlaß dazu, einen neuen Yundesgenoffen in die drohende Breſche zu 
ſchieben, Jo war im Südosten umgekehrt der Verſuch, einen bis⸗ 
herigen Außenſeiter in das franzöſiſche Syftem 
einzuordnen, der Anlaß dafür, daß im alten Ninge eine Breſche 
entſtand: Das Einſchwenken Italiens ins franzöſiſche Lager erregte 
in Südſlawien ein lebhaftes Mißtrauen gegen den Wert der 
frangöfifchen Bundesgenoſſenſchaft und ſchwächte das morsche Gefüge 
der Kleinen Eutente. Barthou ſtarb zu früh, um die Aufgabe, die 
er ſich geſetzt hatte, zu Ende führen zu können. Er hat feinem 
Nachfolger eine erſt halbfertige Neuordnung des 
franzöjifben Einkreijungsfyftems binterlaffen. 
Auf der einen Seite Jind Polen und Südflawien nicht mehr voll= 
wertige Glieder in der Kette um Deutſchland. Auf der anderen Seite 
ift die Eingliederung Rußlands und Italiens noch nicht Jo weit 
gediehen, daß der neue, erweiterte Ning als völlig geſichert gelten 
könnte. 

Drei Möglichkeiten gibt es für Laval: Entweder werden 
Polen und Südflawien wieder, unter Zurücktellung der ruſſiſchen und 
italieniſchen Beziehungen, die Barthou beſonders gepflegt hat, für das 
franzöſiſche Suſtem reſtlos gewonnen. Oder die Bindungen an Moskau 
und Rom werden, unter Verletzung der polniſchen und ſüdflawiſchen 


Intereſſen, mit dem Siel eines feſten Bündniſſes weiter gefördert. Oder 
aber — und das iſt der wahrſcheinlichſte Weg: Laval wird verſuchen, 
Jſowohl Polen wie Nußland und ſlowohl Südllawien 
wie Italien in einem alle umſchließenden Ring um 
Deutſchland zuſammenzufaſſen. Denn die ruſſiſche Bundes- 
genoſlenſchaft ift für Srankreich erſt dann von vollem Wert, wenn ſich 
Polen ihr ohne Widerſpruch anſchließt. Und was Italien anlangt, jo 
wäre deſſen Bundesgenoflenſchaft durch den Verluſt Südflawiens für 
Frankreich wohl ju teuer erkauft. Polen iſt ſchon zu ſelb⸗ 


ſtändig geworden, um ſich bei der Sejtaltung ſeiner Beziehungen 


zu Nußland noch die franzöſiſche Vermittlung aufdrängen zu laflen. 
Immerhin darf eine Außerung der offiziöffen „Sazeta Polska“ 
nicht überſehen, die in geradezu programmatiſcher Sorm in einem Nach- 
ruf für Barthou den Wert des polniſch-franzöſiſchen Bündniſſes 
betont: „Wir fühlen den Verluſt, den Frankreich erlitten hat, aufs 
innigſte mit, nicht nur, weil ein Staatsmann des uns verbündeten 
Landes eines bitteren und ungerechten Todes ſtarb, ſondern weil es 
Louis Barthou ift, der ſtarb — Barthou, deſſen Abſicht und Arbeit 
für uns unzerreißbar verbunden ſind mit jenem Akt, der heute, wenn 
wir aus der Perſpektive des nun abgejchloffenen herrlichen Lebens 
zurückſchauen, für das Schickſal Europas das vielleicht 
wichtigſte Werk ift, an dem Barthou Anteil hatte: 
dem polniſch-franzöfiſchen Bündnis.“ 

Südflawien iſt nicht Jo aktionsfähig wie Polen. Seine außen- 
politiſche Stellung, die in den letzten Monaten in zunehmendem Mahe 
ein bewußtes Streben nach Selbſtändigkeit gegenüber Frankreich er- 
kennen ließ, iſt durch den Tod ſeines Königs empfindlich getroffen. Die 
innerpolitiſchen Hegenſätze zwiſchen dem zentraliſtiſch orientierten jer- 
biſchen Staatsvolk und den Kroaten ſcheinen ſich nach dem Mord von 
Alarſeilles, der die einende Kraft des königlichen Hiktators beſeitigt 
hat, von neuem zu erheben. Die das Staatsgefüge auseinanderzerrenden 
völkiſchen Kräfte ſcheinen jetzt wieder an die Oberfläche dringen zu 
wollen. Ein von inneren Spannungen gehemmter Staat aber würde 
kaum in der Lage ſein, ſich dem franzöſiſchen Wunſche nach einer 
vielleicht opfervollen Verſtändigung mit dem gefährlichen italieniſchen 
Nachbarn zu widerſetzen. An ſich iſt die Ermordung des Königs auf 
franzöliſchem Boden, die durch die Nachläſſigkeit des fran- 
zöſiſchen Sicherheitsdienſtes zum mindeſten nicht erſchwert worden iſt, 
natürlich wenig geeignet, die freundſchaftlichen Gefühle der Serben 
für Frankreich zu ftärken; und die italjen feindlichen Kund⸗ 
gebungen, mit denen die Jüdflawifche Öffentlichkeit im erſten 
Augenblick auf den Königsmord reagierte, entſprachen dem ganz rich- 
tigen inſtinktivem Empfinden, daß der Staat, der vielleicht am eheſten 
— nicht menſchlichen, ſondern politiſchen — Anlaß haben könnte, ſich 
im ſtillen über das nationale Unglück des ſerbiſchen Volkes zu freuen, 
Stalien iſt. 

In Rom wie in Paris wurden, um die Trauer um den ermordeten 
König nicht in eine nachhaltige frankreich- und italienfeindliche Stim- 
mung umſchlagen zu laſſen, ſofort die gebotenen Gegenmaßnahmen ge- 
troffen. Um den Makel des Mordes von Frankreich zu 
nehmen und um Italien von dem in Belgrad laut- 
gewordenen Verdacht einer zum mindeſten morali- 
ſchen Mitſchuld zu Jäubern, begann die franzöſiſche Preſſe 
ſokort, nach den Anſtiftern der Marſeiller Bluttat zu ſuchen. Was in 
den Pariſer Blättern in dieſen Tagen über die angebliche Verantwort- 
lichkeit Ungarns an der Ermordung des ſüdflawiſchen Königs gejagt 
worden ijt, das iſt weniger dem tatſächlichen Inhalte nach, als durch 
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Prof. Dr. Gberländer — Leiter des Bundes Deutſcher Gſten. 


Nachdem der Bund Deutſcher Oſten einer Neuregelung in ſich 
unterzogen iſt, hat der Stellvertreter des Führers, Rudolf Heß, den 
Leiter der Landesgruppe Oſtpreußen des Bundes Deutſcher Oſten, 
Prof. Dr. Oberländer⸗Königsberg, gleichzeitig mit der Bundesleitung 
beauftragt. Der Bund Deutſcher Oſten beſteht nunmehr aus den 
Landesverbänden des deutſchen Oſtens, d. h. den Landesgruppen Oſt⸗ 
preußen, Oſtmark, Schleſien, Pommern, Sachſen, Bayeriſche Oſt⸗ 


mark, und den oſtdeutſchen Heimatverbänden im übrigen Reich. 

Der Bund führt nunmehr den Namen: Bund Deutſcher Oſten 
(Reichsbund oſtdeutſcher Heimatverbände). 

Mit Prof. Oberländer hat ein Mann die Leitung des Bundes 
übernommen, der ſeit Jahren in der vorderſten Front der Oſtarbeit 
ſteht und als ein vielſeitiger Kenner des Oſtens in der Bevölkerung 
geſchätzt wie auch in der wiſſenſchaftlichen Welt anerkannt iſt. 


die politiſche Abficht, mit der es geſagt worden ilt, intereſſant. 
Von Stalien ſollte im Intereſſe der franzöfifchen Ausſöhnungspläne 
der Verdacht unter allen Umſtänden abgewälzt werden. Dagegen kam 
es der Pariſer Preſſe durchaus gelegen, gewiſſe Anhaltspunkte 
vorweiſen zu können, die ihr geeignet erſchienen, Ungarn, wenn auch 
nicht mit der Anſtiftung und Mitwifferfchaft an der Cat, Jo doch mit 
der paſſiven Förderung der kroatifchen Emigration und ſomit mit der 
moraliſchen Mitſchuld am Mord zu belaſten. Daß die kroatische 
Emigration an dem ſtarken und aggreſſiven Stalien einen aktiveren 
Rückhalt als an dem kleinen, umzingelten Ungarn gehabt hat und hat 
und daß die Vorwürfe, die gegen Budapeſt in dieſem Suſammenhange 
erhoben werden, notwendigerweiſe auch auf den italieniſchen 
Protektor der magypariſchen Nediſionspläne zu- 
rückfallen müjlen, das wurde in dieſer franzöſiſchen Preffekam- 
pagne gegen Ungarn wohlweislich derſchwiegen. Gelegen kamen der 
framzöſiſchen Preſſe die ſich gegen Ungarn erhebenden „Verdachts⸗ 
momente“ injofern, als die Serben wieder einmal auf den „gefährlichen 
Rovifionismus der Magyaren“ aufmerkſam gemacht werden konnten, 
und dadurch die Kluft zwiſſchen Budapeſt und Belgrad 
wieder vertieft werden konnte. Jede Verſchärfung des 
ungariſch-jüdflawiſchen Segenſatzes aber dient der Sejtigung der 


Kleinen Entente, auf der die Stärke des franso- 
Jiſchen Sinfluſſes im Südoſten beruht. DBezeichnender- 
weiſe ließ ſich ja auch die tſchechiſche Preſſe die Gelegen 
heit nicht entgehen, einen neuen Hetzfeldzug gegen das auf ſeinen hilto- 
riſchen Rechten in der Slowakei beſtehende Ungarn in die Wege zu 
leiten und Siüdllamien, das Jeit langem ſchon ein ſchwieriger Partner 
im Kleinen Verbande war, an delfen Unentbehrlichkeit gegenüber der 
von Ungarn her „drohenden Revifionsgefahr“ zu erinnern. Und ſchließ⸗ 
lich hat auch Titulescu, der dem Attentat von Marſeille feine 
raſche Wiederernennung zum rumänischen Außenminiſter verdankt, 
einen Vorſtoß in derjelben Nichtung gemacht: Er hat als der der- 
zeitige Vorſitzende des Rates der Kleinen Entente den Nat für den 
19. Oktober zu einer Sitzung nach Belgrad zufammengerufen. Am 
Grabe des Königs ſoll verſucht werden, was bisher 
nicht gelang, die Kleine Entente von neuem zu einem 
feſten Kampfverband unter franzöfiſcher Führung 
zuſammenzufaſſen. Die Freunde Frankreichs in Prag und 
Bubareſt wollen in Belgrad das Eifen ſchmieden, ſolange es heiß ilt. 
Sie hoffen, daß dem toten Barthou gelingen werde, was der 
lebende nicht mehr zu vollenden vermochte und vielleicht auch nie 
erreicht haben würde. r. Kredel. 


Memeldeutſchtum im Kampf. 


Die RNechtsfachverſtändigen der Signatarmächte 
ſind bereits ſeit einiger Seit damit beſchäftigt, die ihnen vom Vize⸗ 
präsidenten des Memellandtages, Schulrat Meyer, überreichte Be- 
ſchwerdeſchrift über die litauiſchen SHewaltmaßnahmen im Memelgebiet 
zu prüfen. Der Regierung in Kauen iſt es zwar peinlich, daß ſich nun- 
mehr auch die öffentlichkeit anderer Länder mit dem litauiſchen Vor⸗ 
gehen gegen das Memeldeutfchtum befaßt, und fie hat ihrer ſchlechten 
Laune durch gehäſſige Salſchmeldungen über den Verfaſſer der Be⸗ 
Jae de fh Luft gemacht. Im übrigen aber läßt fie ſich durch die Tat- 
ache, daß ſich die engliſchen, franzöſiſchen und italienischen Sachver- 
ſtändigen gegenwärtig mit dieſer Frage befaſſen, in der Sortjetung ihrer 
Atemelpolitik nicht beirren. Sie ſcheint vor dem Nechtsſinn der Weſt⸗ 
mächte keine allzu große Achtung zu haben und ſich darauf zu ver- 
laſſen, daß ein Einfpruch dieſer Mächte, falls er wirklich erfolgen 
jollte, ſchließlich wohl doch nur auf, dem Papier ſtehen wird. 


Der Kriegskommandant hatte vor kurzem das Abhören deutſcher 
Nundfunkſendungen unter Strafe geſtellt. Die Anordnung ſcheint nicht 
den erhofften Erfolg zu haben. Denn jetzt ſind die Litauer noch zu 
anderen Maßnahmen übergegangen, um jede Unterrichtung der Memel- 
bevölkerung vom Reiche her zu verhindern. Die Sendungen des 
Königsberger Senders werden ſeit einiger Seit litauiſcher⸗ 
Jeits Jo ſtark geſtört, daß ein verftändlicher Empfang nicht nur im 
Memelgebiet ſelbſt und in Litauen, ſondern auch in großen Teilen Oſt- 
preußens nahezu unmöglich iſt. Die Neichsrundfunkeſtelle Königsberg 
hat durch Kreuppeilung feſtgeſtellt, daß die Störungsſtelle 
beim Memeler Hafen liegt. Litauen hat ſich alfo einer Ver- 
letzung der von allen zivilifierten Staaten anerkannten internationalen 
Qundfunkabmachungen ſchuldig gemacht. Noch ein weiterer Vorfall 
beleuchtet die geringe Vertrautheit der litauiſchen Gewaltherren in 
Memel mit den Gepflogenheiten der ziviliſierten Nationen: Nach ver- 
ſchiedenen Meldungen aus Memel und den oſtpreußiſchen Grenzorten 
hat ſich am 5. und 6. Oktober in den verſchiedenen Pauſen zwiſchen 
den Sendungen des Reichsfenders Königsberg ein Sender eingeſchaltet, 
der nach der Ankündigung „Hier Neichsſender Königsberg“ 
etwa 120 Namen deutſcher Memelländer bekanntgab, die angeblich 


Spitzeldienſte für die Litauer in Memel ausführen und deutſche Männer 


an die Litauer denunzieren. Es hat ſich bei einer Nachprüfung diefer 
Liſte ergeben, daß ſich unter den aufgeführten Namen eine Reihe 
deutſcher Memelländer befinden, die von den Litauern drangfaliert 
werden und denen auf keinen Sall eine derartige Tat zuzumuten iſt. 
Der Sweck dieſer Sendung eines litauiſchen Schwarzſenders iſt der, in 
die Reihen der deutſchen Memelländer Miftrauen zu ſäen und die 
deutſche Abwehrfront im Memelland zu ſprengen. Unerhört iſt bei 
dieſem Vorgehen vor allem die Tatſache, daß der litauiſche Schwarz- 
ſender ſich der Ankündigunng eines deutſchen Neichsſenders bedient. 
* 


Sbenſo wie die litauiſche Siſenbahnverwaltung hat jetzt auch die 
litauiſche Poſtverwaltung im emelgebiet unter 


Verletzung des Autonomieſtatuts die deutſchen Aufſchriften 
bei den Poſtämtern, Agenturen und Poſthilfsſtellen durch litau- 
iſche erſetzt. Sämtliche Formulare, die im Postverkehr zur An⸗ 
wendung kommen, ſind neuerdings nur in litauiſcher Sprache gedruckt. 
Die litauiſche Poſtverwaltung hat angeordnet, daß alle Poft- 
ſendungen mit deutſchen Auffchriften dem Abſender 
zurückzugeben find. Deutſch ausgefertigte Einſchreibebriefe und 
Geldſendungen werden nicht mehr angenommen. Die deutſchen 
memelländiſchen Zeitungen werden durch fortgeſetzte Ein- 
griffe der litauiſchen Beamten, die ſich wie die Silzläuſe auch ſchon 
in der Poſtverwaltung feſtgeſetzt haben, aufs ſchwerſte geſchädigt. Eine 
von dieſen litauiſchen Filzläuſen, der Vorſteher der Zeitungsftelle des 
Memeler Poftamtes, reiſt durchs Land und veranlaßt die Briefträger, 
die ihnen aufgegebenen Beſtellungen auf memelländiſche 
Seitungen zu unterſchlagen. Häufig werden größere 
Poſten dieſer deutſchen Seitungen von den litauiſchen 
„Beamten“, die ihre Erziehung mit dem Koſakenkantſchu nicht ab- 
leugnen können, einfach vernichtet, anſtatt den Abonnenten 
zugeftellt. Den Beziehern werden dann als „Erſfatz“ litauiſche 
Seitungen geliefert. Beſchwerden werden unberückſichtigt ge- 
laſſen. Auf dieſe Weiſe hofft der ſaubere „Beamte“ von der Zeitungs- 
ſtelle in Memel. die deutſchen Zeitungen des Aemelgebietes zugrunde 
richten und zugleich „Kulturpropaganda“ für Litauen machen zu können. 
Es gehört ſchon eine beſondere geiſtige Verfaſſung dazu, um in einem 
behördlich organisierten Diebſtahl einen kulturpropagandiſtiſchen Faktor 
zu ſehen. Eine bejondere Blüte vom großlitauiſchen Stamm ift der 
Poſtagent in Dawillen im Wemelgebiet. Er ftammt von 
jenfeits der alten deutſch-ruſſiſchen Grenze, iſt wegen Urkunden 
fälſchung im Poftdienft mit vier Jahren Gefängnis vorbeſtraft 
und daher beſonders geeignet, großlitauiſche Gefittung unter den „ger- 
maniſchen Barbaren“ des Memelgebiets zu verbreiten. In feinem 
Bezirk erhalten die Bezieher memelländiſcher Zeitungen nur hin und 
wieder einmal die von ihnen beſtellten und bezahlten Blätter zugeftellt. 
* 


Der halbamtliche „Lietuvos Aidas“ veröffentlichte am 
19. September einen längeren Artikel über die Litauer, die es in Oft- 
preußen angeblich geben ſoll. In dem Artikel wimmelt es von Ver- 
dächtigungen und Beſchimpfungen Deutſchlands; aber das Blatt iſt 
nicht in der Lage, auch nur einen einzigen Fall anzuführen, auf den 
die gegen Deutſchland erhobenen Vorwürfe etwa zutreffen könnten. 
Was in dem Artikel behauptet wird, hat ſich der Skribent von An- 
fang bis zu Ende aus den Fingern geſogen. Er hat eine Maſſe all- 
gemeiner Redensarten aneinandergereiht. Er iſt der Typ des 
Luſtlügners, wie er das öffentliche Leben Litauens heute allent- 
halben beherrscht. Der Artikel beginnt mit folgenden Worten: „Wenn 
in letzter Seit von den Litauern Oſtpreußens keine ernſteren Klagen 
zu hören waren, außer denen, die bei dieſem Regime das Organ der 
Litauer, der „Naujafis Tilzes Keleivis' bringen kann, Jo darf man 


.. 1:15} 


doch nicht etwa glauben, daß dort in Preußiſch-Litauen alles in 
Ordnung iſt.“ Nach dieſem „vielverfprechenden“ Anfang erwartet man 
nun, daß der Mann aus Kauen mit einer Liſte konkreter Sälle 
aufwarten werde. Nicht die Spur eines ſolchen Verſuches! Dafür 
aber reiht ſich eine unbewieſene Behauptung an die andere. Der 
„Naziterror“ ſei daran ſchuld, daß keine Klagen vorgebracht würden. 
Es iſt allerdings ſonderbar, daß dieſer „Naziterror“ noch nicht einmal 
ausgereicht hat, dem kümmerlichen Preſſeerzeugnis, das unter dem 
Namen „Naujalis Cilzes Keleivis“ in Tiljit erſcheint, das Lebenslicht 
auszublafen. Die Erfahrung habe gezeigt, dichtet der Mann aus 
Kauen weiter, daß diejenigen, die eine Klage zu erheben wagten, „noch 
mehr bedrückt und verfolgt würden“. Nun, die deutichen Behörden 
haben dem ſonderbaren Heiligen, der mit wallendem Haar und in 
ulkiger Aufmachung durch die Tilſiter Straßen zu wandeln pflegt, mit 
dem größten Vergnügen zum Beſuch des Berner Nationalitäten- 
Kongreſſes verholfen, damit dort, wo ſehr ernſte Dinge behandelt 
wurden, auch die komiſche Note nicht jehle. Auf alle mögliche Weiſe 
bemüht ſich der Mann aus Kauen um eine Erklärung für das Sehlen 
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einer litauiſchen Bewegung in Oſtpreußen. „Jeder Schritt“, jammert 
er, „iſt voller Dornen. Von litauiſchen Schulen kann keine Rede mehr 
fein. Die Vereine liegen, da fie nicht Atem Jchöpfen können, in den 
letzten Zügen. Aus den Kirchen werden Litauer hinausgejagt, und auf 
ihre berechtigten Forderungen hört niemand. Durch böſe Drohungen 
und durch Terror zwingt man ſie, keine litauiſche Zeitung zu leſen. 
Wer ſollte denn in Oſtpreußen litauiſche Schulen beſuchen? Wer 
könnte in Oſtpreußen an litauiſchen Vereinen intereſſiert jein? Wo 
hat man denn Litauer aus den Kirchen gejagt? Wieſo muß man 
Menſchen, die kein Litauiſch verſtehen, erſt mit Zwang und Drohung 
davon abbringen, litauiſche Seitungen zu leſen? Mancherlei Erklärun- 
gen weiß der Mann aus Kauen für das Sehlen einer litauiſchen Be⸗ 
wegung in Oftpreußen zu geben. Nur eine gibt er nicht; und gerade 
das dürfte die einzig richtige ſein: nämlich die, daß es in Oftpreußen 
keine Menſchen gibt, die das Verlangen in ſich ſpürten, mit den 
Knechtern des deutſchen Memelgebietes gemeinſame Sache zu machen, 
ſich mit den Leuten aus jener anderen Welt, die jenjeits der alten 
deutſch-ruſſiſchen Grenze beginnt, auf eine Stufe ſtellen zu laffen. 


Grundlagen volksdeutſcher Politik in Polen. 


Im Septemberheft der „Deutſchen Monatshefte in 
Polen“, auf die an dieſer Stelle bereits anläßlich ihres erſten Er⸗ 
ſcheinens hingewieſen wurde, ſetzt ſich der Herausgeber Viktor 
Kauder in programmatiſcher Weiſe mit der volksdeutſchen Politik 
in Polen auseinander. Da die „Monatshefte“ es ſich zum Siel geſetzt 
haben und durch die Suſammenſetzung ihres Mitarbeiterkreiſes auch 
dazu berufen erſcheinen, das führende Organ einer auf gründliches 
Wiſſen und zielklares Wollen begründeten Voſkstumsarbeit in Polen 
zu werden, verdient der Aufſatz Kauders allgemeine Beachtung. Wenn 
hier dieſer Aufſatz zum Teil im Wortlaut wiedergegeben wird, Jo foll 
das zugleich eine Aufforderung an die im Reiche Lebenden Jein, den 
„Deutſchen Monatsheften in Polen“ ihre beſondere Aufmerkfamkeit 
zu ſchenken. In dem erwähnten Aufſfatz heißt es: 

In der deutſchen Volksgruppe in Polen, die zu 7 3 v. H. aus 
Bauern und nur zu 27 v. H. aus ſtädtiſcher Bevölke- 
rung beſteht, iſt eine einheitliche geiſtige Haltung — 
wenn man primitive, gleiche Abwehr und die abſolut louale Einftellung 
zum Herbergsſtaat ausnimmt — nicht vorhanden, wie ja auch 
die Gefamtorganifation des Volksrates, die äußeren Symbole der Su- 
jammengehörigkeit, wie ſie Volkstage der Deutſchen in Polen dar- 
ſtellen würden, fehlen. Die Schuld hierfür liegt zum größeren Ceile bei 
der politiſchen Führung, die die parlamentariſche Ver- 
tretung, den Deutſchen Klub und den Sentralausſchuß, als ge- 
nügende Bekundung der Einheit anſah. Die Grundlagen, auf denen 
volksdeutſche Politik in Polen aufbauen muß, find kaum erkannt wor⸗ 
den. Während bis heute überwiegend das ſtädtiſche 
Doutſchtum des Weſtens pfleglich behandelt wurde, 
wird in Zukunft eine zielſichere Politik nur in der Gefamt- 
planung für das Deutſchtum Polens Erfolg haben 
können, da ebenſowenig, wie einzelne polniſche Landſchaften für Ich 
allein lebensfähig ſind, Ceilgruppen des Deutſchtums ihr Lebensgeſetz 
in ſich allein finden können. Es wird ſtärkſte Verbindung mit 
den bäuerlichen Gruppen des Oſtens und Mittel- 
polens aufgenommen werden müſſen, wobei allerdings wichtig ſein 
wird, darauf zu achten, daß die Selbsthilfe dieſes öſtlichen Deutſchtums, 
ſoweit das irgendwie möglich ift, erhalten bleibt, und daß nicht falſche, 
materialiſtiſche Methoden der Hilfeleiſtung mehr von dieſem geſunden 
Fundament zerjtören als nützen. Wer ſich die Lebensgeſetze auslands- 
deutſchen Seins klar macht, weiß, daß die Ergänzung von 
Stadtund Land zur Erhaltung dringend nötig ift, eine gegenfeitige 
Hilfe, die von den wirtſchaftlichen bis zu den geiſtigen Dingen reicht. 
Die Deutſchen im Wejten werden ſehr viel von der Opferfreudigkeit 
und der Selbsthilfe der Deutſchen im Oſten lernen müfſen, wenn die 
Fundamente ihres Dafeins geſunde fein ollen. Die Führung wird hier 
ſehr hart werden, diel mehr Opfer von ſich und den 
Volksgenoſſen fordern müßfen, manch weniger Notwen- 
diges ſein lallen, um in einer Geſamtplanung das Lebensnotwendige 
zu tun. Daß unter dem Lebensnotwendigen nicht nur das Leibliche 
verſtanden wird, ift wohl ſelbſtverſtändlich. Daß einige Gruppen auch 
heute noch fo geführt werden, als ob fie allein für ſich da wären, zeugt 
nicht von Einſicht in die ſchickſalshafte Verkettung aller Deutfchen in 


olen. 

Neben dieſer geſamtdeutſchen Einftellung, die ihren lebendigen Aus⸗ 
druck in einem Volksrat finden müßte, der aber nicht nur aus Parla- 
mentariern beſtehen, ſondern in ſeiner Organisation weit in die Volks⸗ 
gruppe hinunterreichen müßte, und der Auswertung der Erkenntnis, 
daß auch für das Deutſchtum in Polen die Quellen der Kraft im 
Bauerntum liegen, it eine radikale, geistige Umſtellung 


des weſtlichen Teiles unfſerer Volksgruppe nötig, 


die von der Führung ausgehen muß. Es muß jenes aus dem alten 
Deutſchen Neich mitgebrachte Suſtem, das Beamtenmäßige der 
Führung und die Unfelbftändigkeit der Gefolg⸗ 
ſchaft, die darauf wartet, daß aller Segen und alle Initiative von 
oben kommt, in eine Ordnung überführt werden, in der das Verhältnis 
von Führung und Geſolgſchaft 0 Werten beruht. Eine Truppe, 
die im Seuer ſteht, braucht lebendige, ſtete Bewährung und den verant- 
wortungsbewußten Einſatz jedes einzelnen. Es ift eines der 
größten Verdienſte der Jungdeutſchen Bewegung, 


daß fie dieſe Erſtarrung der deutſchen Bevölkerung 
gelöſt hat. Der Boden für eine opferbereite, lebendige Organi- 
fation der Volksgemeinſchaft it bereitet. Allerdings hängt die geiſtige 
Haltung eines Führers ſo weitgehend mit eingeborenen und zeit- 
erfahrenen Eigenfchaften zuſammen, daß noch nicht feſtſteht, ob alten 
politiſch noch Führenden die entſcheidende Umſtellung möglich fein 
wird. Es iſt nicht zuviel gefagt, daß von dieſer inneren Haltung das 
Schickjal der Deutschen in den Weſtgebieten Polens beftimmt wird. 

Die Geſamtplanung für das Deutſchtum in Polen wird vor allem 
ſich den richtigen Einſatz des Nachwuchſes klar machen 
müffen. Als Grundlage hierfür wird eine ſtatiſtiſche Unter- 
ſuchung über die Gliederung und ſoziale Schichtung 
des Deutſchtums in Polen dienen können, die in Arbeit iſt. 
Wahrſcheinlich wird heute ſchon durch die höheren Schulen ein zu hoher 
Prozentſatz von jungen, deutſchen Menfchen (etwa 8000) dem Abitur 
zugeführt, der dann zum Teil ins Bildungsproletariat hinab⸗ 
Jinkt oder noch umlernen muß, beim ſozialen Aufſtieg in die Gefahr 
kommt, poloniſiert zu werden. Auch die Zahl der in Polen und 
Danzig ſtudierenden deutſchen Akademiker ſcheint reichlich hoch, ge- 
meſſen an der Aufnahmefähigkeit der deutſchen Gebiete und Polens 
überhaupt, vor allem, weil die meiſten doch wieder im Weſten unter- 
kommen wollen. Es ſcheint doch nötig, darauf hinzuweisen, daß wir 
vielmehr auf einen geſunden deutſchen Handwerker- 
ftand hin erziehen müſſen. Das Stipendienweſen hätte eine Um- 
geſtaltung in dieſer Richtung nötig. Ein oder der andere Akademiker 
müßte, in richtiger Erkenntnis der Jukunftsentwicklung, die Verpflich- 
tung in ſich ſpüren, ſein Leben mit dem der deutſchen Vollesgenoſſen im 
Oſten Polens zu verbinden. Beſonders Arzte und Juriſten würden in 
beſchränkter Anzahl dort ihr Fortkommen finden können. 

Ebenfo ift es nicht überflüſſig, darauf hinzuweiſen, daß eine 
wirtſchaftliche Ergänzung der einzelnen Ceil⸗ 
gruppen bis zu einem gewiſſen Grade möglich ſcheint, 
wenn auch kein Vernünftiger hier einer irgendwie gearteten Autarkie 
der Deutfchen, die unmöglich und ſchädlich wäre, das Wort reden wird. 
Gerade aber dieſe Fragen laſſen ſich nur von der Geſamtheit aller 
Deutſchen anfaſſen. Vorausſetzung hierfür ift überdies, daß in den 
Teilgruppen, die deutſchen Berufsſtände bereits zuſammengefaßt ſind, 
was nicht überall der Sall iſt. Die Wirtſchaftsorganiſation dieſer Zu- 
ſammenarbeit, das Genolſenſchaftsweſen, müßte noch plan- 
mäßiger der Selbfthilfe des geſamten Deutſchtums in Polen dienſtbar 
gemacht werden. 

Die deutſchen Arbeitsloſen im induftriellen 
Weſten können nicht auf Jahre hinaus als Unterſtützungsempfänger 
ihr Daſein friſten, über ihre Lage kannn ſich wohl niemand einer 
Cäuſchung hingeben, weil eine ſoſche Sozialordnung den Untergang 
dieſer weſtlichen Gruppe der Deutſchen bedeuten würde. Ohne die 
kleinen Hilfen zu unterschätzen, die geleiftet werden, und ohne die Mög- 
lichkeit der Löſung diefer Frage zu hoch einzuſchätzen, kann doch wohl 
geſagt werden, daß eine Geſamtführung der Deutſchen in Polen 
manchen Weg gehen könnte, den die einzelne Gruppe nicht gehen kann. 

Die Folgen der bäuerlichen Übervölkerung in Ga- 
lizien äußern ſich auch bei den Deutſchen bereits in bedenklichem 
Maße in Beſitzteilungen. Die zweiten und dritten Söhne können heute 
die Berufe des Staatsdienftes, in die fie früher abſtrömten, nicht mehr 
ergreifen, wenn fie Deutſche bleiben wollen. Soll das geſunde Deutsch- 
tum Galiziens nicht der fortſchreitenden Proletariſierung verfallen, 
a l. Wege gefunden werden, auf denen Abhilfe zu ſchaffen 
möglich iſt. 

Dieſe kurzen und flüchtigen Hinweiſe auf Lebensfragen des Deutfch- 
tums in Polen follen zeigen, daß es fo nicht weitergehen kann, wie es 
die Jahre über gegangen if. Der ſtarke, neue Lebens 
impuls, der nicht nur unſer Muttervolk, ſondern auch unfere Volks- 
gruppe durchflutet, muß die Dämme brechen, die heute noch 
zwiſchen den einzelnen Teilgebieten Polens, zwi- 
ſchen politiſcher Führung und Volk, zwiſchen ge⸗ 
fellſchaftlich wohl abgeſchloſſenen Schichten fteben, 
muß jene Führung des Geſamtdeutſchtums bringen, die es verſteht, den 
gemeinſamen Willen zur Zukunft in die Tat umzuſetzen. 
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Deutſch⸗polniſches Rundfunkabkommen. 


Swiſchen der Neichsrundfunkgefellfchaft, vertreten durch Reichs- 
ſendeleiter Eugen Hadomoosky, und der polnischen Rundfunk- 
geſellſchaft Polskie Radio, vertreten durch ihren Generaldirektor 
Dr. von Chamiec, ift ein neues deutſch-polniſches 
Rundfunkabkommen geſchloſſen worden, das den bereits 
beſtehenden Programm austauſch zwischen beiden Geſellſchaften 
erweitern und im Sinne einer gemeinſamen nachbarlichen 
Kulturarbeit ausbauen Joll. Alle hierbei auftretenden neuen 
Probleme ſollen im Hinblick auf die große Aufgabe der Völkerverbin⸗ 
dung, der der Rundfunk zu dienen hat, durch kame radſchaftliche 
Juſammenarbeit gelöſt werden. Das Abkommen ſieht als 
Hauptbeſtandteil regelmäßige monatliche Austauſch⸗ 
konzerte von einhalbſtündiger Dauer vor, die den 
reichen Schatz der klaſſiſchen Conkunſt beider Völker gegenſeitig ver⸗ 
mitteln ſollen. Neben dieſen regelmäßigen Austauſchkonzerten Jind 
Sendungen moderner Mufik, ſoliſtiſcher Konzerte 
mit und ohne Orcheſterbegleitung, Kirchenmuſik, Volksmufik 
und Opernübertragungen vorgeſehen. Auf literariſchem Se- 
biet werden die beiden Nundfunkgeſellſchaften im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten die Literatur des Nachbarlandes derückſichtigen und 
durch charakteriſtiſche Proben ihren Hörern zur Kenntnis bringen. 
Beſonders intereffante Hörjpiele ſollen ausgetauscht und gegebenen- 
falls in Überſetzungen aufgeführt werden. Um die Hörer mit dem 
Leben des Nachbarlandes bekanntzumachen, werden Funk berichte 
ausgetauſcht, die von Volksfeſten, Sportveranftaltun- 
gen, Wirtſchaftsunternehmungen und dergleichen 
berichten. Dem gleichen Sweck dienen regelmäßig jeden 
Monat erfolgende informierende Kurzberichte 
über beſondere, allgemein intereffierende Er- 
eignijje im Nachbarland. Die Vorträge finden im Senderaum der 
Nachbargeſellſchaft in der Sprache der übernehmenden Geſellſchaft 
durch einen von ihr benannten Sprecher ſtatt. Auch der Austauſch 
von Künſtlern ift in dem Abkommen durch praktifche Verein- 
barungen auf eine neue Grundlage geſtellt worden. j 

„Damit iſt“, jo heißt es in der Mitteilung der Neichsſendeleitung, 
zwischen den beiden Ländern ein weiterer Schritt getan worden in 
der Richtung auf unmittelbare künjtlerifshe und menjchliche Annähe⸗ 
rung. Gerade der Nundfunk, der in die Tiefe des Volkes dringt und 
Millionen erfaßt, Joll damit als Verſtändigungsmittel der Bölker 
Kenntnis des Nachbarvolkes, Achtung vor ihm und Jeinem Weſen 
1 und damit dem Werk des Friedens zu ſeinem Teil erfolgreich 

jenen.“ 


Schickſale deutſcher Schulen in Polen. 


Wie das „Poſener Tageblatt“ meldet, werden bei der Bildung 
des Lehrkörpers der kürzlich gegründeten privaten deutſchen Volks- 
Schule in Liſſa vom Poſener Schulkuratorium Schwierigkeiten gemacht. 
Drei der an die Schule berufenen Lehrer, Ralmutsky, Henke und 
Schröder, ſind nicht beſtätigt worden, ſo daß ſie ihre Lehrtätigkeit 
nach wenigen Wochen wieder haben aufgeben müſſen. Man ſoll nie 
zu früh von „polniſcher Toleranz“ ſprechen, wenn wirklich einmal eine 
deutſche Schule von den Behörden genehmigt wird. Dieſe finden 
immer noch Mittel und Wege genug, um zu ihrem Siel zu gelangen. 
Und das Siel iſt nun einmal die Polonijierung der deutſchen Volks- 
gruppen in Polen. a 

Bis zum Jahre 1932 gıb es an der Volksſchule in Schlehen 
bei Pofen eine deutſche Abteilung unter einem deutſchen 
evangeliſchen Lehrer. Die Sahl der evangelischen deutſchen Schul- 
kinder in Schlehen und Umgebung betrug damals noch 52; von dieſen 
wohnten in Schlehen 45 Kinder. Es war alſo durchaus die Möglich- 
keit gegeben, auch eine eigene deutſche Schule für dieſe Kinder ein- 
zurichten. Aber nicht einmal die eigene deutſche Abteilung blieb be- 
ſtehen, ſondern wurde mit Beginn des Schuljahres 
1933/34 gegen den Sinſpruch der Eltern aufgelöft. 
Die Schüler wurden auf die polniſchen Klaſſen verteilt. Man beließ 
allerdings noch den deutſchen evangeliſchen Lehrer in Schlehen, der 
mit der Abhaltung des Veligionsunterrichtes und einiger Deutlch- 
ſtunden beauftragt wurde. Die Schulanfänger erhielten 
überhaupt keinen deutſchen Schulunterricht. Mit 
Beginn des Schuljahres 1934/35 verſchlechterte ſich die Sachlage 
weiterhin, da der einzige deutſche evangeliſche Lehrer 
— allerdings auf feine Bewerbung hin — verſetzt wurde. Die 
Bitte der Eltern um einen neuen deutſchen evangeliſchen Lehrer wurde 
zunächſt nicht erfüllt. Mehrere Wochen blieben die deutſchen evange- 
liſchen Kinder ganz ohne evangeliſchen Neligions 
unterricht und deutſchen Sprachunterricht. Jetzt foll 
wenigſtens ein evangeliſcher Lehrer aus Poſen beauftragt werden, den 
evangeliſchen Kindern in Schlehen Neligions- und Deutſchunterricht 
zu erteilen. Die deutſche Schulnot in Schlehen ift damit keineswegs 
behoben. Die Deutfchen dort haben ein Necht auf eine ſelbſtändige 
deutſche Schule. . . 

In Lodz (Kongreßpolen) wurden deutfche Kinder gegen den Willen 
ihrer Eltern polniſchen Schulen zugeteilt. Nun iſt Senator Utta, 


der Vertreter der kongreßpolniſchen Deutfchen, neuerdings im Unter- 
richtsminiſterum und im Warfchauer Schulkuratorium in dieſer An⸗ 
gelegenheit vorſtellig geworden. Senator Utta weift in feiner Denk⸗ 
ſchrift darauf hin, daß ſeit feiner letzten Intervention im Miniſterium 
von den in polniſchen Schulen eingeſchulten deuiſchen Kindern erſt 
25 in deutsche Schulen verfett worden ſind, während noch über 
30 deutſche Kinder ohne Unterricht ſind; denn die Eltern 
weigern ſich, ihre Kinder in polniſche Schulen zu schicken. Bei gutem 
Willen Jeitens des Schulinſpektors ließen ſich auch dieſe Kinder leicht 
in deutſchen Schulen unterbringen. 

Der Kattowitzer Deutſche Lehrerverein nahm am 
10. Oktober von 25 feiner Mitglieder Abschied, die zum größten Teil 
nicht freiwillig Oſtoberſchleſien verlaffen, um in neue Wirkungs- 
kreiſe im Reiche einzutreten. Aus dieſem Anlaß fand eine Seier 
Statt, bei welcher den Icheidenden Lehrern und Lehrerinnen der Dank 
für ihre an dem oſtoberſchleſiſchen Beutſchtum geleiltete Arbeit aus⸗ 
geſprochen wurde. Ein bejonders großer Verluſt für die oſtober⸗ 
ſchleſiſche Lehrerſchaft und darüber hinaus für das Peutſchtum über⸗ 
haupt iſt das Ausſcheiden des Rektors Alfons Urbanek, der den 
Deutſchen Lehrerverein Kattowitz gegründet hat. Er wurde zum 
Ehrenvorſitzenden ernannt. 
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Deutſche werden entlaſſen. 


Su den bereits gemeldeten Kündigungen deutſcher 
Angeſtellter der oſtoberſchleliſchen Induſtrie teilt 
die „Kattowitzer Zeitung“ weitere Einzelheiten mit. Die S. A. G. 
(Schleſiſche Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hütteninduftrie) hat für 
den 3). Dezember d. J. 67 Angeſtellten gekündigt, die Interefjen- 
gemeinſchaft 32, die Stiedenshütte 24, die Hieſche AG. 
31, die Pleßſſchen Werke 26 und die Hohenlohewerke 5. 
Von den zur S. A. G. gehörenden Werken hat die Silefia Zinkhütte 
ihrer geJamten Angeſtelltenſchaft (57 Mann) gekündigt. Dieſe 57 Mann 
ungerechnet, werden am Ende dieſes Jahres alſo 126 Angeſtellte 
entlaſſen; unter ihnen befinden ſich weit über 100 Heutſche. 
Die „Polska Sachodnia“, das Blatt des Wojewoden Grajynfki, iſt 
durch die berechtigte Erregung, die dieſe neue Vermehrung des Heeres 
arbeitslofer deutſcher Menſchen in Oſtoberſchleſien hervorgerufen hat, 
anſcheinend tief gekränkt. Sie kann es „nicht verſtehen“, daß man 
von der Entlajjung „einiger“ deutſcher Angeſtellten Jo viel Aufhebens 
macht. Während ſie ſich Jonft in langen Artikeln ergeht. wenn 
irgendwo einmal in Weſtfalen ein dort ſchwerlich als bodenftändig zu 
bezeichnender polniſcher Emigrant ſeine Arbeitsſtelle verliert, findet ſie 
es ganz in der Ordnung, wenn jetzt mit einem Schlage über 
100 Deutſche, altbewährte und bodenſtändige Angeſtellte, auf die Straße 
geworfen werden, — von den Taufenden, die dieſes Jelbe Schickfal 
ſchon vorher ereilt hat, zu ſchweigen! Die „Polska Sachodnia“ 
behauptet in einer Polemik gegen die „Kattowitzer Zeitung“, die 
Entlaffungen ſeien „aus Sparjamkeitsgründen“ erfolgt. Daß das 
gelogen iſt, geht aus einer Mitteilung des „Monatsweiſer“, des 
Organs der „Gewerkſchaft kaufmänniſcher Angeſtellten Oberſchleſiens“ 
(D. H. B.) hervor, wo es u. a. heißt: „Eine Reorganijation“, die der 
Verminderung der Verwaltungsunkoſten oder der Vereinfachung des 
Verwaltungsapparates dienen follte, iſt bei keiner Verwaltung erfolgt. 
Im Gegenteil: Bei verſchiedenen Verwaltungen find 
die Verwaltungsunkoſten nach Entlaſſung deutſcher 
Angeſtellter geftiegen, weil die neu angenommenen 
Angeſtellten, die ſofort die Tätigkeit der Ab- 
gebauten übernahmen, erheblich höhere Gehälter 
bekamen. Man kann alſo nach Lage der Dinge be- 
weiſen, daß die Reorganilation lediglich bezwechte, 
die deutſchen Angeſfellten aus ihren Stellungen 
zu verdrängen, um an deren Stelle polniſche An- 
geſtellte aus allen Gebietsteilen Polens zu ſetzen“ 
Daß es Jo iſt, iſt nicht zu bezweifeln und wird auch vom polnischen 
Deomobilmahungskommifjar ausdrücklich beſtätigt. Denn 
diefer hat die Arbeitnehmer bei Entlaſſungen, die eine Verminde⸗ 
rung der Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft bezwecken, vor der Willkür 
der Arbeitgeber zu ſchützen. In den vorliegenden Entlafjungsfällen die 
polniſcherſeits mit der Notwendigkeit einer „Neorganiſation“ der Be⸗ 
triebe begründet werden, hat ſich der Rammillar jedoch für nicht 
zuſtändig erklärt, da ja keine Verminderung der Beleg⸗ 
ſchaft beabſichtigt ſei. Es bleibt alſo dabei: Deutjche werden entlaſſen, 
um Polen an ihre Stelle zu bringen. Alteingeſeſſene Deutſche fliegen 
auf die Straße, um meiſt landfremden Elementen aus dem Oſten Platz 
zu machen. Bewährte deutſche Kräfte werden zu dauernder Arbeits- 
loſigkeit verurteilt, damit ungeſchulte polniſche Kräfte umſo höhere 
Gehälter einstreichen können. Deutſche Familienväter werden ins Elend 
geſtoßen, damit ihre meiſt jungen polniſchen Nachfolger genügend 
Geld in die Tasche bekommen, um am Kattowitzer Nachtleben teil- 
nehmen zu können. Das ganze nennt ſich dann „Neorganiſation der 
Betriebe“. Und die „Polska Sachodnia“ verweist darauf, daß den 
Deutschen in der polniſchen Verfaſſung ja die Gleichberechtigung 
garantiert wird, und hält die Angelegenheit damit für erledigt. 
eee 
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Vier Wochen Haft ohne Bewährungsfrift. 

Bor dem Burggericht in Nubnik hatte ſich der Schriftleiter des 
in Natibor erſcheinenden „Oberſchleſiſchen Anzeigers“, 
Nichard Badura, der für die in Polen erſcheinende Ausgabe ver- 
antwortlich zeichnet, unter der Anklage der „Provozierung des 
polniſchen Volkes und Beleidigung des polniſchen 
Aufſtändiſchen verbandes“ zu verantworten. Im Mai d. I 
erfchien in dem Blatt ein Artikel mit der Überfchrift „Sturm auf den 
Annaberg“, deſſen Inhalt, wie die Anklageſchrift behauptete, das 
Verhalten der polniſchen Aufftändifchen in beleidigender Weiſe dar- 
geſtellt haben Joll. Der Angeklagte erklärte in der Verhandlung, daß 
der Artikel durch ein techniſches Verſehen veröffentlicht worden ſei. 
Das an 8 auf vier Wochen Haft ohne Bewäh— 
rungsfriſt. 


legaler Grenzübertritt.“ 


Ein Vorturner und vier Turnerinnen vom deutſchen Männer- 
turnverein Shorſow (Königshütte) hatten im Juli vorigen 
Jahres am Deutſchen, Curnfeſt in Stuttgart teilgenommen. 
Sie hatten die Grenze mit der im ehemaligen oberſchleſiſchen Abftim- 
mungsgebiet geltenden Grenzkarte überſchritten. Sie waren nach ihrer 
Nückkehr vom Burggericht in Königshütte zu je 200 Zloty Geldftrafe 
wegen „illegalen“ Grenzübertritts verurteilt worden. Dagegen hatten 
die Verurteilten Einſpruch erhoben, mit dem Erfolg, daß das Königs- 
hütter Bezirksgericht ſie freiſprach, weil der Hrenzübertritt 
auf Grund einer &renzkartelegalift und die Weiter⸗ 
fahrt ins Reich ohne Paß eine Angelegenheit iſt, 
die nicht die polniſchen, ſondern die deutſchen Be⸗ 
hörden angeht. Gegen den Freispruch erhob jedoch der Staats- 
anwalt Einspruch. Das Oberfte Gericht in Warſchau verwarf das 
Urteil der Berufungsinſtanz und ordnete die Wiederaufnahme des 
Verfahrens vor dem Königshütter Bezirksgericht an. Dieſes hat 
nunmehr ein härteres Urteil als das Vorgericht gefällt. Bier An- 
geklage wurden zu je 500, eine zu 300 Zloty Geld- 
ſtrafe verurteilt. Gegen das Urteil wird Kaſſation angemeldet. 


Neue Umſchuldungsbeſtimmungen in Polen. 


Von den zuſtändigen polniſchen Regierungsſtellen werden mit großer 
Beſchleunigung Entwürfe für mehrere Verordnungen ausgearbeitet, 
durch die neue Beſtimmungen über die Umſchuldung in 
der Landwirtſch aft eingeführt werden ſollen. Am weiteſten vor— 
geſchritten ſind die Vorarbeiten für eine Verordnung über das 
Vergleichs- und Liguidations verfahren in der Land- 
wirtschaft, die das Gegenſtück zu der ebenfalls in Vorbereitung befind- 
lichen neuen Vergleichs- und Konkursordnung für gewerbliche Betriebe 
bilden ſoll. Die Verordnung wird an Stelle der zur Seit geltenden 
Boſtimmungen über die Verhinderung der Folgen der Jahlungsfähigkeit 
in der Landwirtſchaft treten und, im Gegenſatz zu dieſen den Charakter 
einer ſtändigen und nicht lediglich proviſoriſchen Regelung haben. In 
Ermeiterung der bisherigen Beſtimmungen ſollen ferner die Kredit- 
inftitute in die Lage verſetzt werden. die Verzinſung der 
auf Grund der bisherigen Beſtimmungen konvertierten Darlebnsforde- 
rungen gegenüber landwirtſchaftlichen Betrieben weiter herab- 
zuſetzen und die Tilgungsdauer von bisher 7 auf 14 
Jahre zu verlängern. Die Beſtimmunden über die Schieds- 
ſtellen für verſchuldete bäuerliche landwirtſchaftliche Betriebe ſollen 
ebenfalls neurejtaltet werden, um eine Konverſion der kurzfrijtigen Ver- 
ſchuldung in eine langfriſtige zu ermöglichen. Bei Kleinbetrieben 
iſt eine jwangsweiſe Konvertierung bei einer Verzinſung mit 3 v. H. 
jährlich und einer Tilgung im Laufe von 14 Jahren beabjichti-t. Bei 
mittleren Betrieben ſoll die Konvertierung davon obhängia 
gemacht werden, daß die Verſchuldung 75 v. H. des gegenwärtigen 
Wertes des Betriebes nicht überſteigt. Auch die Umſchuldung der 
Großbetriebe ſoll nur in den Fällen ſtattfinden. wenn die Schul- 
den einen beſtimmten Höchſtſatz nicht überfteiren. Die von dem am 
1. Oktober ablaufenden und junächſt zu verlängernden Moratorium 
erfaßten kurzfriltigen Hypotheken ſollen mit Hilfe neuer Pfandbriefe 
in lanofriſtige Bankhypotheken konvertiert werden. Die endgültige 
Beſchlußfallung über einzelne beſonders wichtige Beſtimmungen der 
neuen Umſchuldungsaktion ſteht noch aus. 


Wie Zurardow an Bouſſae verſchoben wurde. 


Die polniſche Negierungspreſſe beschäftigte ſich in letzter Zeit erneut 
mit dem Streit um die Cextilwerke von Syrardow. Beſonders inter- 
efant iſt ein Artikel des Kurſer Poranny“, der darüber be- 
richtet, wie die Werke in den Beſitz ihres jetzigen Hauptaktionärs, des 
franzöjifchen Juden Bouſſac, übergegangen find. In den erſten Jahren 
der polniſchen Unabhängigkeit war Zyrardom Eigentum des polnischen 
Staates. Dann ſollte es für zwei Mill. ſchweiz Franken den Sranzofen 
verkauft werden. Dieſe Summe wurde indeſſen angeſichts der Ent- 
wertung der polniſchen Mark auf 400 000 Sranken herabgeſetzt. 
Als im Sommer 1923 Bouſſac dieſe Summe bezahlen ſollte. behauptete 
er, kein flüffiges Geld zu haben. Daraufhin erhielt er von der polniſchen 
Regierung eine Anleihe, die in polniſcher Mark rückzahlbar war. 
Die polniſche Währung fiel indeſſen ununterbrochen. ſo daß Bouffac 
ſchließlich nur 18000 Schweizer Sran ken zurückzuzahlen hatte. 
Dasriefige Unternehmen kamſchließlich für 15000 
Reichsmark in die Hände der Franzoſen. Der polnische 
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Sinanzminifter, der für dieſes Geſchäft verantwortlich war, hieß 
Kucharski und war Mitglied der nationaldemokratiſchen 
Partei. 

Ganz unabhängig von dem Ausgang des ſchwebenden gerichtlichen 
Verfahrens iſt die polniſche Regierung entſchloſſen, in der Sache Zyrar= 
dow auf keinen Fall nachjugeben. Vor einiger Zeit wurde dem Unter- 
nehmen eine Steuerſtrafe von 10 Millionen Slotu 
auferlegt, weil das Werk eine fällige Wechfelfteuer in Höhe von 
400 000 Zloty nicht entrichtet hatte. Das polniſche Wechſelſteuergeſetz 
ſieht vor, daß in Jolchen Fällen eine Strafe in Höhe der 25farhen Gebühr 
auferlegt werden kann. Die polniſche Regierung hat dem Unternehmen 
ſomit die härteſte Strafe auferlegt, die nach dem Geſetz möglich iſt, und 
hat bisher alle Hefuche auf Herabſetzung der Strafe 
abgelehnt. Da das Werk ſehr heruntergewirtſchaftet iſt, kann es 
die ihm auferlegte Buße nicht entrichten. Die polniſche Regierung 
hat es alfo in der Hand, Zurardow zu enteignen. 


10 Jahre „Polonia“. 


Die Kattowitzer „Polonia“, das Blatt Korfautus, hat anläßlich 
ihres zehnjährigen Beſtehens eine reich ausgeſtattete Sonder- 
nummer herausgebracht. An der Spitze der Zeitung ſteht ein Auffat. 
Korfantus, der ſich über die Gründung des Blattes und deſſen Siele 
äußert. Anlaß zu der Gründung fei die Catſache geweſen, daß in der 
erften Seit nach der Zuteilung Oſtoberſchleſiens zu Polen im Lande 
nur unbedeutende polniſche Blättchen beſtanden und die Mehrheit der 
Bevölkerung „irredentiſtiſche“ deutſche Seitungen geleſen hätte. Darum 
hätten ſich „vaterländiſch geſinnte Männer“ zur Gründung der Seitung 
entjehloffen und „ihre Erſparniſſe hingegeben, lediglich um der Volks- 
aemeinfchaff und dem Staate zu dienen, ohne irgendwelche gewinn⸗ 
jüchtigen Nebenabſichten“. — Die erſte Nummer der „Polonia“ er- 
chien am 27. September 1924. Die Zeitung war lange Seit. auch nach- 
dem die gegenwärtige Negierungsrichtung an die Macht gekommen 
war, die führende polniſche Zeitung Oſtoberſchleſiens und ſteht heute 
noch nach Inhalt und Aufmachung an der Spitze der polniſchen 
Zeitungen in der Wojewodſchaft, obwohl fie ſeitens der Regierungs- 
ſtellen keine Förderung erfährt. Die Oppoſition Korfantys gegen 
Srazunſki, die zeitweilig außerordentlich ſcharf geweſen ift, iſt in neuerer 
Seit weſentlich ſanfter geworden. Trotzdem iſt in der Jubiläums- 
nummer keine ſtaatsamtliche Stelle mit einem Glückwunſche vertreten. 
Dagegen hat der Biſchof von Kattowitz, Adamfki, in einem Glück⸗ 
wunſchſchreiben an die Schriftleitung der „Polonia“ die Verdienſte des 
Blattes um Kirche und Staat anerkannt. 


Wieder ſteigende Geburtenziffern in Polen. 


In den letzten Jahren hatte ſich in Polen ein Sinken des Geburten- 
überſchuſſes bemerkbar gemacht. Dieſe rückläufige Entwick- 
lung ſcheint nunmehr zum Stillftand gekommen Zu 
fein. Das Statiſtiſche Hauptamt in Warſchau hat vorläufige Zahlen 
über die Eheſchließunoen. Geburten und Todesfälle im erſten Halb- 
jahr 1934 veröffentlicht. Die Sahl der Cheſchließungen betrug 135 072 
(im erſten Halbjahr 1933: 137 375), die der lebend Geborenen 444650 
(437 565) und die der Codesfälle 236 529 (252 5900. Der natür- 
liche Suwachs betrug alſo 208 121 (im erſten Halbjahr 1933: 
184 475). Bei der Umrechnung auf je 1009 Einwohner ergeben die 
obigen Zahlen (die Sahlen in Klammern bedeuten die entſprechenden 
Daten für das erſte Halbjahr 1933): Cheſchließungen 8,3 (8,5), lebend 
Geborene 27,1 (26,9), Todesfälle 144 (15,5), natürlicher Zu- 
wach s 12,7 (1,4). Im Vergleich mit dem entjprechenden Abſchnitt 
des Vorjahres iſt alfo eine unbeträchtliche Verminderung der Sahl der 
Cheſchließungen (um 1,7 Proz.) eingetreten. Statt des ſeit dem 
Johre 1930 andauernden Sinkens der Geburtenzahl iſt jetzt wieder 
eine Zunahme (um 1,5 Proz.) zu verzeichnen, während die Abnahme 
der Zahl der Todesfälle weiter andauert. Der natürliche Zuwachs im 
laufenden Jahre iſt größer (um 1,3 Proz) als im Vorjahre. Über die 
nationalpolitiſche Bedeutung dieſer Jahlen läßt ſich To 
lange nichts Endgültiges Jagen. als nicht die Bevölkerungsſtatiſtik für 
die einzelnen in Polen ſiedelnden Nationalitäten, von denen ſich die 
Weißruſſen und Ukrainer durch eine beſonders hohe Geburten:iffer 
auszeichnen, vorliegt. 


Die Verjudung der freien Berufe in Polen. 


Die nationaldemokratiſchen Blätter befaßten ſich kürzlich wieder 
einmal mit der Verjudung der freien Berufe in Polen. 
Der „Kurjer Poznanſki“ gab folgende Sahlen bekannt: In den letzten 
Jahren vor dem Kriege habe der Hundertſatz der jüdiſchen 
Nechtsanwälte in Warſchau 95 bis 30 betragen. 1919 ſeien 
bereits 40 v. H. der Warſchauer Rechtsanwälte Juden geweſen, jetzt 
ſeien 50 v. H. der Rechtsanwälte und 80 v. H. der Rechtsanwalts- 
gehilfen Juden. Tie „Gazeta Warſzawska“, die in einem längeren 
Artikel ſich mit derſelben Frage befaßte, ſtellte zum Schluß vier Sorde— 
rungen auf: 1. ſollten die Polen ſich nur an polniſche Rechtsanwälte 
wenden, 2. ſollten die Anwälte keine Juden als ihre Gehilfen anſtellen. 
3. ſollte die Regierung, wenigstens vorübergehend, den Juden nicht 
geſtatten, den Anwaltsberuf zu ergreifen, und endlich müßten die Juden. 
um es ju vermeiden, daß ihnen dasſelbe Schickfal widerfahre wie in 
1 e die Jugend davon abhalten, ſich dem Nechtsanwaltsberuf 
zu widmen. 
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Die „Sazeta Warſzawſka“ veröffentlichte weiter eine Liſte der in 
Bialuſtok tätigen Arzte. Danach find von den 8d Arften der Kon- 
feſſion nach nur 28 Chriſten, die übrigen [ind iſraelitiſche Juden. Der 
Liſte der 52 jüdiſchen Arzte fügt das Blatt die Bemerkung hinzu, 
daß diefe Liſte die getauften Juden nicht enthalte. Sähle man auch 
noch dieſe hinzu, ſo würde ſich die Sahl der nichtjüdiſchen Arzte noch 
bedeutend vermindern. 


Sprachüberfremdung. 


In den meilten deutſchen Volksgruppen läßt ſich die ſehr bedauer- 
liche und national nicht unbedenkliche Erscheinung feſtſtellen, daß fie 
in ihren deutſchen Wortſchatz in zunehmendem 
Maße Worte aus den Sprachen der ſie umgebenden 
fremden Volkstümer aufnehmen. Häufig geſchieht das 
aus Unbedachtſamkeit, häufig auch deshalb, weil den zum Beſuch 
fremdvölkiſcher Schulen geywungenen deutſchen Kindern die aus“ 
reichende Beherrſchung der Mutterſprache in Wort und Schrift fehlt. 
In jedem Falle aber iſt eine ſolche Überfremdung und Verunſtaltung 
des deutſchen Sprachſchatzes ein Beweis dafür, daß den betreffenden 
Oeutſchen das zur bölkifchen Selbstbehauptung notwendige Sprach 
bewußtſein und Sprachgewiſſen fehlt. Dieſe Erſcheinung mag zunächft 
uur eine „intereſſante“ Gewohnheit ſein; greift ſie aber weiter um ſich, 
Jo wird fie zu einer bedenklichen völkiſchen Schwäche. 
Wie ich in diefer Hinſicht im Sudetendeutſchtum manches zum 
Schlechten gewandt hat, dafür iſt ein Artikel in den tſchechiſchen 
„Lidode Nobinu“ (vom 3. Oktober 1934) ein Beweis. Dort 
berichtet ein Tscheche über das Eindringen tſchechiſcher 
Worte in die Umgangsfprache der Deutſchen Xord- 
böhbmens, die er — ohne ſuſtematiſche Unterſuchung — gelegentlich 
eines Beſuches in der Gegend zwiſchen Aufſig und Deutſch-Leipa felt- 
gestellt hat. Er ſchreibt u. a.: „ . . Den Obſtkorb nennen fie durch- 
gängig Koſchinke'; das iſt genau unser mundartliches ‚koSinka'. Sie 
backen gemeinſam mit uns Kolatſchen' und ‚Livantzen'. Wenn fie 
jemanden zur Eile anregen wollen, zögern fie nicht, ihm ju ſagen: 
Komme, aber hned' (hned =: gleich). Großmütter und Buben bei ihnen 
ſuchen, gerade fo wie bei uns, auf den abgeernteten Feldern 
Pabierken' (paberku oder richtiger pobörku = Nachleſe); und die 
Frauen, die ich bei einem Waldbrand zuſchauen ſah, erklärten über 
die ſeine Entſtehung verſchuldende Sahrläffigkeit: ‚Das iſt aber eine 
Nepleche' (neplecha == Unfug). An den Füßen hatten fie ‚Batfchkoren’ 
(backora == Hausſchuh aus Stoff). Dies erhaſchte ich“, Jo fährt der 
Cſcheche fort, „in einigen wenigen Tagen, und es wäre ſicher ſehr 
intereſſant, die übrigen CTſchechismen zu ſuchen, deren es ſicher mehr 
gibt, und hauptjächlich der phonetiſchen Entstehung einiger mundart— 
licher Wörter nachzugehen, die, obwohl ſie unzweifelhaft tſchechiſchen 
Klang haben, etwas anderes ausdrücken, als das, woran ſie erinnern.“ 
Dieſer Entwicklung, die hier an einigen Beiſpielen für ein dem 
Reichsdeutſchtum unmittelbar benachbartes Gebiet gezeigt wird, 
muß beizeiten entgegengetreten werden, wenn nicht noch eine weitere 
Breſche entſtehen ſoll, durch die der geiſtige Einfluß fremden Volks- 
tums in den deutſchen Volkskörper eindringen kann. Es iſt erfreulich 
daß ſich wenigſtens ein Ceil der grenz- und auslanddeutſchen Seitungen 
mit Sorgfalt eines fremdwortfreien Deutſch bedient und auf dieſe 
Weiſe in wirkſamer und unaufdringlicher Weiſe das deutſche Sprach- 
gefühl und Sprachbewußtſein ſtärkt. Aber das reicht nicht aus, um die 
don allen Seiten und unaufhörlich eindringenden fremden Einflüffe auf 
die deutſche Sprache fernzuhalten. Es ift eine der vielen Auf- 
gaben der Erneuerungsbewegung unter den deut- 
ſchen Volksgruppen, auch das Sprachgewiſſen zu ſchärfen und 
den vielfach ſchon überfremdeten Sprachſchatz der Volksgruppen 
wieder von den eingedrungenen fremden Beſtandteilen zu Jäubern. 


Tagung der polniſchen Aufſtandsführer in Poſen. 


Die Geſellſchaft zum Studium der Geſchichte des 
Poſener Aufftandes 1918/19 hat im Einvernehmen mit 
dem „Militärgeſchichtlichen Büro“ zum 4. November d. J. 
nach Pofen alle ehemaligen Aufftandsführer zu einer Tagung zuſammen⸗ 
gerufen. Sur Teilnahme find alle diejenigen aufgefordert, die in der 
geit vom 27. Dezember 1918 bis 25. März 1919 aktiven, führenden 
Anteil an den Aufſtandskämpfen genommen haben. 


Eſtiſierung der Kinder aus Miſchehen. 


Wie das „Waba Sona“ meldet iſt ein Geſetz in Vorbereitung, 
wonach die Kinder aus Miſchehen nicht mehr nach dem 
Srmeſſen der Eltern in Minderheitenſchulen geſchickt 
werden dürfen, ſondern nur in eſtniſchen Anſtalten erzogen werden 
ſollen. Sur Begründung dieſer kommenden Maßnahme ſchreibt das 
„Waba Sona“ u. a. folgendes: „Für einen Staat mit begrenzter Be— 
völkerungszahl, wie das Eſtland iſt, iſt von außerordentlicher Bedeu- 
tung, daß die Arbeitskraft und die Begabung jedes Volksgenoſſen 
rationell im Intereſſe des Eſtentums entwickelt wird, da ohne dieſes 
der Aufbau eines ſtarken, den Anforderungen des Lebens gewachſenen 
nationalftratlichen Organismus unmöglich iſt. Leider hat es bei uns 
an einer derartigen Sielſicherheit im erforderlichen Maße gefehlt. Ein 
wunder Punkt war es, daß die völkiſche Zugehörigkeit der Kinder 
aus Miſchehen nach eigenem Ermeſſen beſtimmt werden durfte und 
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dieſelben in die Schulen der völkiſchen Minderheiten gegeben werden 
durften. Bei einem Ceil unſerer ſogenannten Geſellſchaft findet ſich 
eine ſtarke Neigung, die eſtniſche Sprache und den eſtniſchen Sinn zu 
vergeſſen ... Es iſt eine betrübliche Tatfache, daß dieſe Knuben. 
Baher, Maſik, Lorenz, Wallner Müürſepp, Pruul, Käär, Päädi. 
Loderaud, Kiwiſtik uſw., die von ihren Eltern in deutſche Schulen ge- 
ſteckt worden find — als Erwachſene zum großen Ceile dem eſtniſchen 
Volkstum verlorengehen können, da nach den bisherigen Erfahrungen 
die deutſchen Schulen es verſtehen, aus dieſen eſtniſchblütigen jungen 
Menſchen vollblütig deutſch denkende Menſchen zu fabrizieren. Das 
bedeutet das Einimpfen einer deutſchen Mentalität in unſer Volk, 
wenn wir es milde ausdrücken wollen. Im Hinblick auf dieſe Catſache 
bat unſer Volk mit Befriedigung die Nachricht vernommen, daß die 
Staatsgewalt der Unterbringung von Kindern aus Miſchehen in 
deutſche Schulen entgegentreten will.“ 

So weit das „Waba Sona“. Es konnte ſchon wiederholt feſtgeſtellt 
werden, daß in der Politik der drei baltiſchen Länder gegenüber den 
deutſchen und anderen Volksgruppen eine zunehmende Übereinſtimmung 
beſteht. Der Gedanke, der dem hier angekündigten eſtländiſchen Geſetz 
zugrunde liegt, entſpricht demjenigen der vor einiger Seit im Memel 
land ergangenen litauiſchen Verfügung, derzufolge die Kinder nicht 
reindeutſcher Abſtimmung und mit nicht ausſchließlich deutſcher Haus- 
Jprache zwangsweiſe litauiſch eingeſchult werden follen. In beiden Fällen 
wird die Freiheit der Erziehungs berechtigten in der 
Sutſcheidung über die Erziehung ihrer Kinder be 
fſeitigt und der offenſichtlichen Werbekraft der deutſchen Kultur der 
ſtaatliche Swang entgegengeftellt. 


Erzbiſchof Pemmer-Riga ermordet. 


Am 11. Oktober wurde das Haupt der griechiſch- 
katholiſchen Kirche Lettlands, Erzbiſchof Johann Dom - 
mer, in Niga ermordet. Die Mörder verſuchten, das Haus durch 
Brand zu vernichten. Es wird vermutet, daß der Mord mit einem 
Prozeß wegen Unterſchlagung von Kirchengeldern zuſammenhängt. 
Dieſer Cage ſollte die Serichtsderhandlung in Riga beginnen. Der 
Erzbiſchof ſollte dabei als Hauptbelaſtungsjeuge auftreten. Der noch 
unbekannte Mörder iſt flüchtig. Die Leiche iſt ſtark angekohlt und 
zeigt eine tiefe Kopfwunde. Es wird angenommen, daß eine Reihe von 
Urkunden verſchwunden ift, die in dem erwähnten Prozeß eine Rolle 
Jpielen ſollten. 
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Den 


Die ganze Richtung paßt ihr nicht. 


Ju den Blättern in Polen, die täglich Stimmung gegen die deutſch— 
polniſche Annäherung machen, gehört die „Polonia“, das Organ des 
ehemaligen Nebellenführers Korfantu. Die von klerikaler, partei⸗ 
demokratijcher und perjönlicher Deutjchenfeindfchaft geleitete „Polo- 
nia kann ſich mit dem gegenwärtigen Kurs der polnischen Außen- 
politik nicht befreunden. Sie macht der Negierungspreſſe eine „tenden 
Höfe Heſtaltung der öffentlichen Meinung und politiſche Propaganda 
zugunſten Deutſchlands zum Vorwurf und hält den Verſuch einer 
kulturellen Annäherung zwiſchen Polen und Heutſchland offenbar für 
eine Entgleiſung. Es fänden, fo heißt es J. B. in einem Artikel vom 
12. Oktober, jetzt zahlreiche Journaliſtenausflüge aus Polen nach 
Deutſchland und umgekehrt ſtatt, der polniſche Rundfunk füttere ſeine 
Hörer faſt täglich mit deutſchen Hörberichten, die deutſchen Beamten 
reiſten nach Polen und die polnischen Beamten nach Deutfchland; man 
veranftalte deutſch-polniſche Geſellſchaftsreiſen: Organifationen. deren 
Exiſtenzberechtigung einzig und allein die Wahrung des polnischen 
Charakters der polniſchen Weſtgebiete und die Mobilmachung der 
öffentlichen Meinung gegen die deutſche Gefahr ſei, wie 3. B. der 
Weftmarkenverein, würden in ihrer Tätigkeit eingeſchränkt und änder- 
ten ihre Namen. In den polnilchen Theatern würden deutſche Stücke 
aufgeführt. in den polniſchen Seitungen beſchlagnahme man ſcharfe 
Außerungen über den Politiker Hitler, weil ſie Beleidigungen eines 
Staatsoberhauptes darftellten. In der polniſchen Regierungsprefle leſe 
man, daß die Lage der polnischen Minderheit in Deutſchland ſich 
immer mehr beſſere — kurz, man höre „nur Gutes über das Dritte 
Reich“. Bald würden in polniſchen Schulbüchern „rührende Erzäh⸗ 
lungen vom guten Hitler“ erſcheinen. Alles das ſei, fo meint die 
Polonia“, im höchſten Grade „ſowohl politiſch wie kulturell ſchäd⸗ 
lich“, politiſch fei es gleichbedeutend mit der „Einſchläferung der Wach 
lamkeit der öffentlichen Meinung in Polen“. die bisher ein feines 
Gefühl für „die deutſche Gefahr“ beſeſſen habe. Trotz aller Pakte 
und Verſtändigungen ſei es im Intereſſe der moraliſchen Bereitſchaft 
der Volksgemeinſchaft notwendig. daß das Bewußtſein aufrechterhalten 
werde, „daß die Hauptaefahr für Polen vor allem von Deutschland 
her drohe“. Weiter führt das Blatt aus, „die Gefahr in kultureller 
Beziehung“ ſei nicht geringer. Solle man in Polen aus den Biblio- 
theken etwa alle auf öffentlichen Plätzen verbronnten Werke aus- 
Schließen, ſolle man »die blutige Nacht des 30. Juni“ als die höchſte 
Außerung deutſcher Kultur und „das antichriſtliche Buch Noſenbergs“ 
als ihre Spitenleiltung bezeichnen? Die volniſche nationale Kultur“, 
ſchließt das Blatt feine unzufriedene Betrachtung. hat ſich in Verbin- 
dung mit Welteuropa entwickelt, aber vor allem mit dem ro ma- 
niſchen Weſten.“ 

Daß ſich in der polniſchen Einftellung zu Deutſchland einiges zum 
Beſſern gewandt hat. iſt nicht zu beſtreiten. Aber ſo wild, wie es die 
„Polonia“ darſtellt, iſt es nun doch nicht. Die Einzelheiten die die 
„Polonia“ als einen Beweis dafür anſpricht, daß die öffentliche Mei- 
nung in Polen von ihrer mißtrauiſchen Wachſamkeit gegenüber 


Deutſchland abgelenkt werde, ſind bisher eben nur Einzelheiten, nicht 
aber tupiſche Äußerungen einer allgemein feſtſtellbaren Cendenz. Sie ſind 
nur ein Beweis dafür, daß ſich die polniſche Negierungspreſſe im allge- 
meinen beſſer als die „Polonia“ darauf verſteht, mit den gegebenen 
Catſachen zu rechnen, daß fie unter dem Einfluß ihrer führenden 
Männer bemüht ift, ihre Politik auf weite Sicht einzustellen und die 
unfruchtbare Methode des Von-der-Hand-in-den-Mund lebens, die 
für die fturen und grundſätzlichen Deutſchenhetzer charakteriſtiſch iſt, zu 
überwinden, und daß ſie erkannt hat, daß ſich in der Gegenwart eine 
Stärkung der polniſchen Macht beſſer durch einen Abbau der über- 
ſpitzten Seindfehaft gegen den weſtlichen Nachbarn verwirklichen läßt. 
Die „Polonia“ kann gegen die polniſche Regierung ganz gewiß nicht 
den Vorwurf erheben, daß ſie heute eine Linie verfolgt, die von einer 
ſelbſtloſen oder unachtſamen Liebe zu Deutſchland beſtimmt iſt. Es 
ſind nicht nüchtern-Jachliche Überlegungen, die die „Polonia“ dazu 
veranlaſſen, die gegenwärtige Außenpolitik des Oberſten Beck einer 
unliebſamen Kritik zu unterwerfen. Ihre Kritik ift die Außerung eines 
Kreiſes, der den politischen Anſchluß verpaßt hat und ſich daher in den 
Schmollwinkel zurückzieht und mit beleidigter Miene feſtſtellt: „Die 
ganze Richtung paßt mir nicht.“ 

Es ſpricht jedenfalls von einer gründlicheren Einſicht in die poli— 
tiſchen Sufammenbänge, als man ſie von der „Polonia“ erwarten kann, 


wenn der konfervative „Czas“ am Jahrestage des Austritts Deutſch— 


lands aus dem Völkerbund u. a. folgende Bemerkungen machte, die nach 
Anſicht des Korfantu-Organs ſicherlich auch als „übertrieben deutſch⸗ 
freundlich“ und „für die Sicherheit Polens gefährlich“ abgelehnt werden 
müßten: Der Austritt. heißt es da, habe damals überall Beunruhigung 
erregt, und dieſe ſei erſt durch die Unterredung Hitlers mit Lipſki einen 
Monat darauf, namentlich aber durch das polniſch-deutſche Nichtan— 
griffsabkommen vom 26. Januar d. J. geſchwunden. „Der Kanz 
ler,“ ſchreibt der „Czas“ wörtlich, „hat der Welt durch eine 
vernünftige Politik Polen gegenüber bewieſen, 
daß Deutſchland, indem es aus dem Völkerbund 
austrat, nicht den Weg von Gew.alttaten und 
Kriegs vorbereitungen beſchritten hat, ſondern im 
Gegenteil auf einem und wohl dem wichtigſten Frontabſchnitt daran 
geht, den Frieden in zweifellos vollkommenerer 
Weiſe zu ſchaffen, als dies die gleichzeitioe An⸗ 
weſenheit Polens und Deutſchlands im Völker- 
bund tat. Vom volnischen Geſichtspunkt iſt die Politik der 
deutſch-polniſchen Entſpannung, die ihren Ausdruck in 
dem zweiſeitigen Abkommen zwiſchen Polen und dem Neiche gefunden 
bat, wichtiger, als die Zugebörigkeit Deutſchlands 
zum Völkerbund. Wenn wir Grund zu Annahme hätten daß die 
Rückkehr Deutſchlands in den Völkerbund gleichzeitig das Ende der 
Politik bedeuten würde, die der Kanzler Polen gegenüber im Laufe des 
letzten Jahres getrieben hat, Jo würden wir natürlich dieſe Rückkehr 
nicht wünſchen ...“ 


Schleſiſche Wirtſchaftsfragen. 


Der „Schleſiſchen Hochſchul-Seitung“ en'nehmen wir nachſtehenden 
Artikel von Landeskämmerer von Stutterheim Breslau. 

Im deutſchen Oſtraum nimmt Schleſien eine ganz beſondere Stellung 
ein, da es als Land mit einer komplizierten ſoziologi⸗ 
ſchen Struktur alle Schwankungen des Wirtſchaftslebens und alle 
Schwierigkeiten der Nachkriegszeit doppelt ſchwer empfindet. Es muß 
immer wieder betont werden, daß der geſamte deutſche Oſten nicht nur 
unter den allgemeinen konjunkturellen Auswirkungen der 
Weltwirtſchaftskriſe, insbeſondere der Agrarkriſe, leidet, 
ſondern daß es juſätzlich unter den ſtrukturellen Auswirkun- 
gen des Verſailler Diktats, alfo der Grenzziehung und der 
dadurch bewirkten Sertrümmerung der Wirtſchaftsräume in Mittel- 
und Oſteuropa leidet. Profeſſor Geisler hat in Jeiner 1032 er- 
ſchienenen Schrift: „Schleſien als Raumorganismus“ ganz beſonders auf 
diefe Suſammenhänge, die ſich daraus für Schleſien als Wirtfchafts- 
organismus ergeben, hingewieſen und die neue ſchleſiſche 
Grenze geradezu als abſchreckendes Beiſpiel dafür 
bezeichnet, wie man Wirtſchaftseinheiten in völlig 
linnloſer Weiſe zerſchnitten hat. Dies gilt ſowohl für 
Niederſchleſien, dem man ohne jede Abstimmung und entgegen den 
Veſtimmungen des Vorfriedensabkommens faſt 52 000 Hektar Land 
mit rund 27000 Einwohnern entriß. wie auch beſonders für Ober- 
Ichlefien, das trotz der eindeutigen Entſcheidung für Deutſchland in der 
Märzabſtimmung 1921 vier Fünftel Jeines wirtſchaftlich wichtigſten Ge- 
bietes und faſt alle feine Erz- und Kohlenvorräte einbüßte. 

Die Entwicklung der Nachkriegszeit, insbeſondere ſeit 1023. hat 


wieder gerade für Schleſien gezeigt, daß unter dieſem doppelten Druck . 


ſich feine wirtächaftliche Entwicklung auf einer tieferen Ebene bewegte, 
als dies im übrigen Neich der Fall war. Mag man die Steuerein- 
nab men auf den Kopf der Bevölkerung berechnen oder die Spar- 
kaffeneinlagen, die landwirtſchaftliche Verſchuldung oder 
die Sahl der Konkursanträge und der Wechſelproteſte 
zugrunde legen oder mag man als wichtigſten Maßſtab für die Wirt- 
ſchaftslage die Ermwerbslofenziffer himuziehen, — überall 
zeigt es ſich, daß Geſamtſchleſien, das früher „eine Perle in der Krone 


Preußens“ war, jetzt zu einem der größten Kriſenherde Deutſchlands 
wurde. So wieſen bis zum Ende des Jahres 1932 ſowohl der ober- 
ſchleſiſche Snduftriebegirk wie die Großftadt Breslau erschreckend hohe, 
weit über dem Durchſchnitt liegende Siffern an Ermerbslofen. ins- 
beſondere an Wohlfahrtserwerbsloſen auf, wie überhaupt die ſchwere 
Kriſe des Arbeitsmarktes in Schleſien ich beſonders dadurch aus- 
zeichnete, daß hier die bereits aus der Fürſorge der Neichsanſtalt aus- 
geſchiedenen und den Bezirksfürſorgeverbänden zur Laſt gefallenen 
langjährigen Erwerbsloſen einen bejonders hohen Prozentſatz aus- 
machten. Dies lag vor allem daran, das Schleſiens Induſtrie 
ſowie Jeine Gefamtwirtfchaft bis zum Unglücksjahre von Verfailles als 
wirtſchaftlich ſtärkſtes Glied des geſamten oſtdeutſchen Naumorganis- 
mus auf eine innige wirtſchaftliche Verflechtung 
mit dem übrigen Oſtdeutſchland, insbefondere mit 
Poſen, Oſtpreußen und Weſtpreußen und darüber 
hinaus auf eine lebhafte Ausfuhr und Durchfuhr 
nach Oſt- und Südeuropa angewieſen mar. 

Während Weſt- und Mitteldeutfchland durch die Grenziebung in 
ihrem bisherigen Wirtſchaftsraum gar nicht oder wenigſtens falt gar 
nicht berührt wurden, verlor Schleſien nunmehr mit einem Male weite 
Teile feines bisherigen innerdeutfchen Wirtſchaftsgebietes und vor allem 
wurden ihm durch die zunehmende Abſperrung der tſchechiſchen und 
polniſchen Grenzen auch ſeine natürlichen Abſatzgebiete jenſeits der 
Reichsgrenzen verſchloſſen. So entſtand eine verhängnisvolle Markt- 
enge für Schleſien, die naturgemäß zu einer immer weiter um 
ſich greifenden Marktſchwäche führte. Durch die unglückliche 
Standortlage des ober- und niederſchleſiſchen Vergbaugebietes. wie 
überhaupt der Hauptzentren feiner Induſtrie kam zu diefen beiden Mo- 
menten noch eine Schleſiens Wirtschaft voraus belaſtende Markt- 
ferne hinzu, die ſich unter den Auswirkungen der Kriſenjahre ſeit 
1929 naturgemäß im Kampfe auf dem Binnenmarkt immer verhängnis- 
voller auswirken mußte. Auf ihren Außengrenzen abgeriegelt, mußte 
die ſchleſiſche Wirtſchaft naturgemäß verſuchen, ſich nach Weſten 
und Nordweſten umzuftellen, um an den Wirtſchaftskörper 
des übrigen Neiches Anſchluß zu ſuchen. Aber alle Teilerfolge, die hier 
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erzielt werden konnten, wurden durch die ſtandortmäßig bedingte Wirt- 
ſchaftsferne wieder zunichte gemacht, um jo mehr, als der von Schleſien 
von jeher geführte Kampf um günftigere Srabtjonder- 
tarife zwar auf Teilgebieten Erleichterungen, im großen ganzen aber 
doch keinen durchſchlagenden Erfolg erzielen konnte. Der unter der 
Entwicklung der Kriſe immer mehr zunehmende oſtwärts gerichtete 
Druck der geſamten weſt- und mitteldeutſchen Induſtrie, die unter den 
Auswirkungen der Währungsverſchlechterungen im Auslande, nament- 
lich in Weſteuropa und Überſee immer mehr an Abſfatzgebieten verlor 
und nun im Oſten ein neues Wirtſchaftsfeld ſuchte, brachte die den 
großen Konzernen Weſt- und Mitteldeutſchlands gegenüber ſchwächere 
ſchleſiſche Wirtſchaft in weitere Bedrängnis, ju der noch 
Schwächung durch die Abwanderung und Ab- 
zlehung von Induſtrieunternehmungen aus Schle⸗ 
fien nach dem übrigen Reichsgebiet kam. 

So zeigte die Geſamtwirtſchaftslage Schleſiens gegen Ende des 
Jahres 1932 ein durchaus düſteres Bild, als durch die Macht- 
ergreifung des Führers im Reich ſich ein Umſchwung auch für Schleſiens 
Wirtſchaft anbahnte. Entſprechend dem allgemeinen Programm jtand 
auch in Schleſien der Kampf zunächſt unter dem Motto: Bejeiti- 
gung der Arbeitslofigkeit. Schon durch die Regierung 
Papen war ein Programm für Xotjtandsarbeiten größeren Umfanges 
eingeleitet, von dem in erſter Linie die ſchleſiſchen Gemeinden, Kreiſe 
und Provinzialberbände Gebrauch machten. Die Arbeitsſchlacht unter 
dem SGeichen Hitlers begann dann durch das Geſetz vom J. Juni 1033, 
das in dem ſogenannten Neinhardt⸗Programm umfaffende Maßnahmen 
auf allen Gebieten, nicht nur Arboitsbeſchaffung durch die öffentliche 
Hand, ſondern auch Belebung des Binnenmarktes, der Siedlungstätig- 
keit, ſteuerliche Entlaſtungen und Umſchichtung des Arbeitsmarktes 
durch Förderung der Sheſchließung vorſah. Schleſien hatte es natur- 
gemäß durch ſeine anders geartete ſoziologiſche Struktur — es ſind nur 
36 v. H. der Einwohner in der Land- und Forſtwirtſchaft, dagegen 
52, v. H. in Induftrie, Handwerk, Handel und Verkehr beſchäftigt — 
ſchwerer, die erſchreckenden Arbeitsloſenzahlen herabzudrücken, wie es 
überwiegend agrariſche Gebiete wie Oſtpreußen, Srenzmark und Pom- 
mern konnten. Trotz alledem iſt es gelungen, die im Januar 1933 
346254 betragende Erwerbsloſenzahl im Bereich 
des Landesarbeitsbezirks Schleſien bis zum J. Au- 
auft d. J. auf 194 304 herabzudrücken, wobei allerdings 
der Verhältnisſatz mit 42,7 auf Taufend immer noch über dem 
Reichsdurchſchnitt, der bei 39,8 ſteht, liegt. Dies trifft ins- 
beſondere für die ſchleſiſchen Industriegebiete zu. So wurden im Wal- 
denburger Bezirk noch immer 51 Arbeitsloſe, im ober 
ſchleſiſchen Induſtriebezirk 53 Arbeitsloſe auf tauſend Ein- 
wohner gezählt, während nach wie vor die Provinzialhauptſtadt 
Breslau mit 81 auf Cauſend nahezu an der Spitze aller deutſchen 
Großſtädte marſchiert. Einige weitere Kriſenherde blieben insbejondere 
in der Webergegend des Culengebirges beſtehen. 

Ganz allgemein iſt feſtzuſtellen, daß die öffentlichen Arbeitsbe- 
ſchaffungsmaßnahmen im Verfolg des Reinhardt- Programms auch in 
Schleſien den konjunkturellen Auftrieb verbreitert haben. Entſcheidend 
wird es jedoch für die Zukunft fein, ob und in welchem Umfange nun- 
mehr die Privatwirtſchaft in der Lage ſein wird, aus eigenen 
Kräften den Erholungsprozeß weiter zu treiben. Immerhin können 
auch hier ſchon einige Borfmmgsfreibige Anſätze für Schleſien feſtgeſtellt 
werden, jo vor allem hinſichtlich der Kapitalverſorgung, die 
ſich namentlich in der Steigerung der Giro-, Scheck-, Rontokorrent- 
und Depoſiteneinlagen bei den ſchleſiſchen Sparkaſſen auswirkt. Die 
Sparkaffeneinlagen betrugen am J. Juli d. J. bereits rund 
138 RM. auf den Kopf der Bevölkerung gegenüber 114,4 NM. am 
gleichen Cage des Vorjahres, lagen damit aber immer noch erheblich 
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unter dem Durchſchnittsſatz des Reiches, der 178,9 RM. auf den Kopf 
der Bevölkerung beträgt. Erfreulich an dieſer Ziffer iſt vor allem. 
daß damit die Beteiligung der mittelſtändiſchen irtſchaft am Kon 
junkturanſtieg zum Ausdruck kommt. Auch das geſamte Arbeits- 
einkommen hat ſich ſeit ſeinem Tiefſtande bereits um etwa 17 v. H. 
gehoben. Es iſt zu hoffen, daß die bereits angekündigte umfaſſende 
Steuer- und Finanzreform weiterhin zur Hebung des Einkommens und 
damit zur Kapitalbildung, die letzten Endes eine Vorausſetzung für die 
Kapital- und Kreditverforgung der Wirtſchaft und damit für die Ar- 
beitsbeſchaffung iſt, bringen wird. 

Andererſeits kann nicht überſehen werden, daß die letzten Monate 
in dieſer erfreulichen wirtſchaftlichen Entwicklung auch mancherlei 
Hemmniſſe gebracht haben, die vor allem in der Paſſivität unjerer 
Handelsbilanz und in der dadurch bedingten Schrumpfung 
unſerer Deviſenvorräte, die wiederum zur Vohſtoffknapp⸗ 
heit und Einſchränkung in der Beſchäftigung mancher Induſtriezweige 
führen müſſen, ihren Grund haben. Um hier einem Wiederanſtieg der 
Erwerbslosigkeit entgegenzuwirken, wird die öffentliche Hand wie die 
Privatwirtſchaft auch in Schleſien alle Anſtrengungen machen mülfen. 
Die im Gang befindlichen großen Notſtandsarbeiten und die 
inzwischen erfreulicherweiſe wieder gelockerte Droſſelung in der Ein- 
ſtellung weiterer Notſtandsarbeiter werden hier dem Arbeitsmarkt 
eine Stütze ſein. 

Entsprechend der oben dargelegten zujätlichen Belastung, die 
Schleſien als Wirtſchaftsorganismus infolge der Grenzziehung unter Zer- 
reißung ſeines organiſchen Wirtſchaftsraumes zu tragen hat, werden 
aber Über die allgemeinen Maßnahmen zur Hebung der Wirtſchaft 
auf arbeitsmarktpolitiſchem Gebiete hinaus weitere beſondere Maß- 
nahmen erforderlich ſein. Hierher gehört vor allem eine Erleichterung 
der durch die Wirtſchaftsferne Schleſien auferlegten Vorausbelaſtung 
durch eine hinreichende Verkürzung der Frachtbaſis für die Haupt- 
zweige ſeiner Wirtschaft. Ein umfangreiches Frachtenſenkungs⸗ 
programm iſt bereits feit längerer Seit den zujtändigen Neichs- 
bahninſtanzen vorgelegt. Weiter gehören hierhin Maßnahmen 
auf verkehrspolitiſchem Gebiet, inſonderheit die raſche 
und planmäßige Durchführung des Ausbaues der Oderwaſſer- 
ſtraße, deren Unzulänglichkeit ſich in den beiden trockenen Jahren 
1933/34 wieder gezeigt hat. Dank der Initiative des Oberpräſidenten 
ſind hier bereits entſcheidende Schritte getan, Jo die Inangriffnahme 
des Staubeckenbaues bei Turawa, deren Ergänzung durch weitere 
Speicherbecken in Nieder⸗ und Oberſchleſien geplant ift. Hierher ge- 
hört auch die Inangriffnahme des Adolf-Hitler-Kanales, der den 
oberſchleſiſchen Induſtriebezirk in den Genuß einer leiſtungsfähigen 
Waſſerſtraße bringen ſoll. Darüber hinaus werden die bereits feit 
langem verfolgten Kanalbaupläne, wie der Elbe-Oder- und der Oder- 
Donau-Kanal weiter gefördert werden müſſen. 

Die weitere verkehrsmäßige Erſchließung Schle⸗ 
liens iſt durch die Inangriffnahme der Neichs autobahn Ber- 
lin—Breslau—Oberſchleſien eingeleitet. Die Planung einer weiteren 
Reichsautobahn Dresden — Breslau ſchreitet fort. Auch eine Verbeſſe⸗ 
rung und Ergänzung des vielfach jerrifſenen Eifen- 
bahnnetzes iſt notwendig. 

Darüber hinaus ift Schleſien naturgemäß an einer weiteren An- 
bahnung normaler Handels- und Verkehrsverhältniſſe mit ſeinen Nach- 
barländern, insbeſondere Polen, ſtärkſtens intereſſiert. 

Wie unſer Führer die Oſtwendung des deutschen Volkes zu einer 
der Grundlagen ſeiner Aufbaupolitik gemacht hat, jo ſteht zu hoffen. 
daß auch auf dem Teilgebiet der ſchleſiſchen Wirtſchaft dieſe Oft- 
wendung ſich ſegensreich auswirken und zu einem Wiederaufftieg auch 
in Schleſien führen wird. 


Aufbauarbeit 


Im Auftrage des Oberpräfidiums in Königsberg iſt in dieſen 
Tagen auf Grund amtlicher Quellen ein Nechenſchaftsbericht 
erſchienen, der die Aufbauarbeit in Oſtpreußen im 
nationalſozialiſtiſchen Reich ſchildert: 

Oſtpreußen hat auch bis heute feinen Charakter als Agrar- 
provinz; trotz mancher Anſätze zur Induſtrieentwicklung 
ziemlich unverändert behalten. Die Provinz hatte im Jahre 1861 
eine Geſamtbevölkerung von rund 1856000 (errechnet nach 
dem heutigen Gebietsſtand der Provinz Oſtpreußen) gegenüber 
2 333 000 nach der letzten Volkszählung vom 16. Juni 1033. Der Be- 
völkerungsſtand hat ſich alſo in 72 Jahren nur um rund 
4770006 Menſchen = 25,7 v. H. vergrößert, während zum 
Vergleich beiſpielsweiſe die Provinzen Rheinland und Weſtfalen um 
137,1 v. H. biw. 211,4 v. H. zugenommen haben. Schaltet man aus 
dieſer Entwicklung den Bevölkerungsſtand der größeren Städte 
Königsberg, Elbing, Cilſit, Allenſtein und Inſterburg aus, ſo ſind die 
Sahlen noch beweiskräftiger. Ohne dieſe Städte hat der Bevölkerungs- 
zuwachs in Oſtpreußen in dieſem Seitabſchnitt nur rund 100 000 
Menſchen = 5,4 v. H. betragen. 

Die wirtſchaftliche Kraft eines Gebietes bemißt ſich am beſten nach 
der Steuer kKkraftziffer. Oſtpreußen iſt hier der weitaus 
ſchwächſte deutſche Landesteil. Sogar die Agrarprovinz 
Pommern liegt um 50 v. H. in feiner wirtſchaftlichen Kraft höher, 
Brandenburg ohne Berlin um 100 d. H. und Schleswig-Holſtein ſogar 
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um 150 v. H. höher, Die Gegenden, in denen ſich die kapitaliftifche 
Entwicklung am Jtärkften vollzog, waren in ihrer wirtſchaftlichen Kraft 
Oſtpreußen weit überlegen. jo zum Beispiel der Steijtaat Sachſen um 
100 v. H., Berlin ſogar 650 v. H. 


Oftpreußen braucht unter allen Umſtänden mehr Menſchen. 
Die landwirtſchaftliche Siedlung allein kann dieſes Mehr 
an Aienſchen nicht bringen. Die Schaffung eines gefunden deutſchen 
Bauerntums gehört zu den Grundzielen nationalfozialiſtiſcher Staats- 
politik, und es iſt deshalb ſelbſtverſtändlich, daß kein Mittel unverſucht 
bleiben darf, um dieſem Grundſatz in einer Agrarprovinz wie Oft- 
preußen weitgehend Geltung zu verſchaffen. Die nationalfozialiftifche 
Führung Oſtpreußens iſt ſich jedoch bewußt. daß dieſe Maßnahmen 
allein nicht ausreichen, ſondern daß darüber hinaus eine Induſtria⸗ 
lifieruna Oſtpreußens ſowohl zur Erfüllung der großen Auf- 
gabe als auch aus allgemein nationalpolitiſchen Gründen von zwingen— 
der Notwendigkeit iſt. 


Seit Juni 1933 hat Oſtpreußen insgeſamt rund 
1400 Kilometer Straßen in Neubau genommen oder 
verbeſſert, das iſt gleichbedeutend mit einer Strecke von Königs- 
berg bis Baſel. Wegen dieſer überragenden Leiſtung auf dem Gebiet 
des Straßenbaues ſteht Oſtpreußen im Zeichen intenſivſten Intereſſes 
Geſamtdeutſchlands und des Auslandes. Der Fremdenverkehr 
ift in außerordentlichem Wachstum begriffen. Die 
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Straßenfrage iſt alſo für Oſtpreußen nicht nur binnenwirtſchaftlich 
außerordentlich wichtig, ſondern für das geſamte Volk und darüber 
Ben auch für das Ausland, das die Provinz in wachſendem Maße 
eſucht. 
In Oſtpreußen find bei einer landwirtſchaftlich genutzten Fläche von 
insgeſamt rund 2,6 Millionen Hektar noch rund 900 doo Hektar 
meliorationsbedürftig. Das bedeutet praktijch, daß noch 
rund ein. Drittel des geſamten oſtpreußiſchen 
Bodens in Kulturpflege zu nehmen ift. Die derzeitige Devijenlage 
beweiſt deutlich, wie weit Deutſchland darauf angewieſen ift, die Kräfte 
feines Bodens nutzbar zu machen, um in Jeiner Ernährungswirtſchaft 
die notwendige Unabhängigkeit vom Auslande zu erlangen. Es muß 
alſo noch ein weiter Weg durchmeſſen werden, um dieſe innen⸗ und 
außenpolitiſch gleich wichtige Aufgabe in Ostpreußen einer Löſung zuzu⸗ 
führen. In welchem Umfange die Bautätigkeit in Oſtpreußen 
in dem zurückliegenden Jahre geſtiegen ift, dafür liefert die Statijtik 
folgende Belege: Die Lohnfumme des oſtpreußiſchen 
Baugewerbes, ſoweit es verbandsmäßig erfaßt iſt, betrug im 
letzten Jahr das Dreifache und wird im kommenden Jahr vorauslicht- 
lich das Siebenfache der Lohnſumme des Jahres 1932 betragen. 
Kennzeichnend für die Lage Oſtpreußens im alten Syftem iſt die 
Tatjache, daß in den vergangenen Jahrzehnten eine ſtarke Abwande⸗ 
rung von Oſten nach dem Weſten ftattgefunden hat, eine Wande; 
rungsbewegung, die genau im Gegenſatz zu der Richtung ſteht, 
die für unſer Volk ſich als zukunftsträchtig im Laufe feiner Heſchichte 
erwieſen hat. Dieſe Richtung geht vom Weſten nach dem Often. Alle 
Wanderungen in anderer Richtung haben — im großen geſehen — 
unjerem Volkstum keinen Gewinn gebracht. Wir Können jetzt die 
erfreuliche Catſache feſtſtellen, daß der Zug nach dem Welten aufgehört 
hat und der volksgefunde Rückſtrom nach dem Oſten einzujeten be⸗ 
ginnt. Die oſtpreußiſche Wanderungsltatijtik hat ergeben, daß Oft- 
preußen bereits in dem Jahr des heraufziehenden 
Natjonalſozialismus einen, wenn auch geringen 
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Wanderungsgewinn im Verkehr mit Rheinland 
und Weſtfalen buchen konnte, der dann | 
über 4000 Menſchen angewachſenm ift 

Nach dem hier zujammengetragenen Tatſachenmaterial kann es 
keinem Sweifel unterliegen, daß die oſtpreußiſche Wirtſchaft 
durch die Arbeitsbeſchaffung eine außerordentlich 
ftarke Steigerung erfahren hat. Allein die Zunahme der 
Sparkajjeneinlagen um 26 Millionen Reichsmark binnen 
Jahresfrist — die erheblich über dem Neichsdurchfchnitt liegt — ſpricht 
überzeugend für die ſortſchreitende Beſſerung der ällgemeinen Wirt- 
ſchaftslage. Andererjeits darf dieſe Belebung aber in ihrer Aus- 
wirkung für die Kommunalfinanzen nicht überſchätzt werden. 
Denn erſtens iſt die Wirtschaft Oſtpreußens — wie die Steuerkraft- 
iffern beweiſen — in einem weit höheren Maße notleidend als die 
anderer Landesteile des Deutſchen Reiches. Zum anderen iſt aber zu 
berückſichtigen, daß eine fühlbare Veſſerung im Status der Kommu- 
nalfinanzen von der Wirtſchaft her ſich erſt zeigen kann, wenn die 
fteuerliche Veranlagung auf Grund der neuen Konjunkturlage ſich aus- 
wirkt, alfo früheſtens im Jahre 1935 bzw. 1936. Reich und Staat 
werden alſo bis auf weiteres die feit Jahren 
üblichen Aufwendungen für Oſtpreußen nicht 
ſchmälern dürfen. Denn es muß verhindert werden, daß die 
Gemeindefinanzen von neuem überlaſtet werden, weil dann auch die 
aus der Belebung erwachſenden erhöhten kommunalen Einnahmen 
dieſes doppelte Hindernis der früheren Mißwirtſchaft und der neuen 
Belaſtung nicht ausgleichen können. Der Rückgang der 
Arbeitsloſen und Wohlfahrtsempfänger, wie er 
durch die Arbeitsſchlacht erzielt iſt, hat für Reich und Staat 
bereits Erjparnifje in bezug auf Oſtpreußen zur 
Solge gehabt, die größer Sind als die beſonderen 
Sumendungen, die Oſtpreußen von Reich und Staat 
zur Durchführung Seiner Arbeitsſchlacht er- 
halten hat. 


Quertreibereien gegen Danzig. 


In der polniſchen Preſſe wurden in letzter Zeit vielfach Gerüchte 
über einen angeblichen Konflikt zwiſchen dem Danziger Gauleiter 
Albert Forſter und dem Senatspralidenten Or. Nauſchning ver- 
breitet. Sorjter, jo hieß es 3. B. im „Kurjer Porannp“, habe an die 
Danziger Regierung eine Neihe von Sorderungen geſtellt, deren 
Erfüllung von Or. Nauſchning abgelehnt worden )Jei. Und zwar ſoll 
Forſter verlangt haben: Verbot der Oppoſitionspreſſe in Danzig für 
die Dauer mehrerer Monate, Ausweiſung des Herausgebers des 
„Damiger Scho“, des Juden Loewy, Verhaftung aller katholiſchen 
Geistlichen, über die die Partei belaſtendes Material beſitze, Entlajlung 
beſtimmter Mitarbeiter des Senatspräſidenten und Durchführung 
polizeilicher Maßnahmen gegen Jämtliche oppoſitionelle Parteiorgani- 
ſationen, insbeſondere gegen den Allgemeinen Sozialiſtiſchen Arbeiter- 
bund. Die Geſchäfligkeit, mit der von einigen Blättern derartige 
Nachrichten verbreitet worden ſind, läßt allzuſehr die Abſicht erkennen, 
das Vertrauen des Auslandes in die Seftigkeit der Danziger politiſchen 
Berhältniſſe zu ſchwächen und dadurch die Aufbauarbeit der Freien 
Stadt zu ſtören. Um den Gerüchtemachern entgegenzutreten, hat die 
NSDAP. am 9. Oktober in acht Maſſenverſammlungen 
die Sefchloffenheit und Feſtigkeit des Danziger Deutſchtums demonſtriert. 
In dieſen Verſammlungen haben die führenden Perſönlichkeiten der 
beiden angeblich miteinander „verfeindeten Lager“, Partei und 
Regierung, gesprochen: Gauleiter Sorfter, Senatsvizepräſident 
Sreifer und Senator Boeck. Vor allem der erſte diefer Redner, 
Gauleiter Sorfter, wurde ſehr deutlich. Er führte u. a. aus: 

„Wenn unſere Gegner heute behaupten, daß ein Krach zwiſchen 
Partei und Regierung ausgebrochen ſei und ich an die Negierung 
Forderungen gerichtet habe, Jo iſt das ein Unſinn, der von den denken- 
den Menſchen kaum geglaubt werden kann. ie Männer, die 
heute in der Regierung fitzen, Jind unſere Kame- 
raden aus der Rampfzeit, ſie denken wie wir und können 
infolgedeſſen auch nicht anders handeln als wir, nämlich national⸗ 

ſozialiſtiſch. Diefe Männer können ſich nicht ſelbſt verleugnen. Sie 
können nicht gegen die Grundſätze einer Partei regieren, die ihnen die 
innere Kraft für ihr Amt gab. Es wäre für Danzig ein großes Unglück, 
wenn in dieſem Winter Volk und Megierung uneins wären. Nur 
wenn wir an einem Strang ziehen, kann unſere Politik zu einem 
dauernden Erfolg führen. In der ausländischen Preſſe laſen wir für 
uns gänzlich neue Nachrichten von Forderungen, welche die Partei an 
die Regierung geſtellt haben ſoll. Was haben ſich die Abfaſſer dieſer 
Nachrichten wohl dabei gedacht. Sorderungenſtellt man doch 
nur an einen Seind, und der Gedanke, daß wir mit dem Senat 
oder einem der Senatoren, die von der Partei präſentiert worden find, 
verfeindet ſein ſollen, it doch reichlich lächerlich. Aus der 
Tatfache, daß der Senatspräſident [ehr krank iſt und ſich 
ſchon Jeit einiger Seit in Urlaub befindet, will man den 
Nückſchluß ziehen, daß zwiſchen ihm und mir, also zwiſchen Partei und 
Staat, Unftimmigkeiten bejtänden. Der Senatspräſident hat ſeine 
Krankheit durch die Tagesarbeit geſchleppt, bis das eines Cages nicht 
mehr ging. Bei einem Nationalſozialiſten muß ſcheinbar alles als Grund 
herhalten, jelbſt eine Krankheit, die doch jeden Menſchen erreichen 
ann. Augenblicklich ſchwirren Gerüchte von einer Regierungskrife 
in der Stadt herum. Die Herren, die das geglaubt haben, werden feſt⸗ 


ſtellen können, daß ſie ſich haben anführen laffen, und die darauf irgend- 
welche Hoffnungen geſetzt haben, dürften eine bittere Enttäuschung 
erleben. In Danzig wird keine Negierungskriſe 
kommen. 

Cs iſt ſehr erklärlich, daß gerade bei uns das Gerücht von Kreiſen, 
die dem deutſchen Wiederaufbau feindlich gegenüberſtehen, als 
Störungsfeuer angewandt wird. In der Freien Stadt Danzig ift es 
möglich, daß ſich die RNeſte der im Neich vollkommen 
erledigten Parteien noch betätigen können. Wir ſtützen 
unfere Macht nicht auf eine ſtarke Hervorkehrung der ſtaatlichen 
Mittel, wir wenden keinen Terror an und haben die Verfaſſung als 
ehrliche Menſchen nicht gebrochen oder hintergangen. Crotz aller 
Schwierigkeiten, die wir nicht verſchuldet haben, ift es gelungen, Jo 
manches zu erreichen, und es wird niemanden in dieſem Saale geben, 
der aufſtehen kann und ſagen, daß wir uns am Volke verfündigt haben. 
Viele in dieſem Saale find Zeugen, daß wir, ſoweit es mit unſeren be- 
schränkten Mitteln in Danzig möglich war, die Arbeitslofigkeit 
eingeſchränkt haben. Nach Jahren des Anftieges der Arbeits- 
loſenziffer iſt es jetzt endlich wieder ſoweit, daß die Arbeitsloſigkeit in 
großem Maße abnimmt. Auch wir können die Arbeitsloſigkeit nicht 
von heute auf morgen beſeitigen, aber wir vertrauen darauf, daß dieſes 
Siel auch in Danzig erreicht werden kann, wenn Sie, meine deutſchen 
Volksgenoſſen, uns vertrauen. 

Heute iſt der Friede nach außen und innen in weitem 
Maße wiederhergeſtellt. Denken Sie doch nur daran, welche 
Unſicherheit vor einigen Jahren in den Straßen herrſchte, und wie die 
politiſche Serriſſenheit uns Blut und Anſehen koftete. Nach außen 
haben wir unfere Abſicht, mit dem Nachbarn Polen geregelte Be⸗ 
jiehungen aufzunehmen, durchgeführt. In dem feindlichen Nebeneinander 
zwiſchen Danzig und Polen lag nicht nur eine große Gefahr für den 
Frieden, fondern auch für die Abwicklung des Handels und des Ge- 
deihens der Wirtſchaft, ohne die wir als Hafenſtadt nicht beſtehen 
können. Die Lage Danzigs erfordert Ruhe, wenn wir vorwärts kommen 
wollen. An ſo einem Platz müßte ein Unfrieden, wie er zum Beiſpiel 
durch den Klaffenkampf unter die Menſchen gebracht wird, zum Unter- 
gang des Volkstums führen. . .. Mit aller Nuhe können wir auf die 
Zukunft vertrauen, wenn die 400000 deutſchen Menſchen in Danzig 
feſt zuſammen ſtehen. .. Wir haben die Pflicht, uns dem Freiheits- 
kampf des Deutſchen Reiches anzuſchließen, und die Bevölkerung 
braucht eine Führung, die das Deutſchtum in Danzig zu verteidigen 
verſteht. Wir halten die Sahne Adolf Hitlers in Ehren, und ſolange 
wir die Macht in der Hand haben, wird Danzigs ODeutſchtum nicht ver- 
loren gehen.“ \ 

Senatspräfident Dr. Nauſchning veröffentlichte am 17. Oktober 
folgende Erklärung: „Ich erkläre hiermit, daß alle in der letzten Seit 
in der polniſchen und ſonſtigen ausländiſchen Preſſe aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen über einen Streit zwiſchen dem Gauleiter der NS DA. 
in Danzig, Herrn Sorfter, und mir unrichtig ſind. Wenn alle dieſe 
Seitungen an meine ſchon ſeit längerer Seit beſtehende Krankheit dieſe 
Vermutungen knüpfen, fo iſt daraus zu erkennen, daß Kräfte am Werke 
find, die der ſowohl von der Partei als auch von der Regierung 
gewollten und durchgeführten Verſtändigung mit Polen entgegen- 
arbeiten.“ 


502 


„Eine ſympathiſche Druckſchrift.“ 


So bezeichnet der Krakauer „Iluſtrowang Kurjer 
Codziennu“, eine ſeit kurzem unter dem Titel „Sreko⸗ 
Katolik“ erfcheinende Seitſchrift, die ſich als das „Organ der 
Polen des griechiſch-katholiſchen Ritus“ ausgibt. Das 
Erſcheinen dieſes Blattes iſt volks- und kirchenpolitiſch recht intereffant. 
Es gibt in Galizien einige hunderttaufend Anhänger des griechiſch⸗ 
katholiſchen Ritus, der ſich vom griechiſch-orthodoxen Ritus 
3. B. dadurch unterscheidet, daß er den Papſt anerkennt. Die An- 
hänger dieſes Ritus find durchweg Ukrainer, und zwar vor allem die 
Angehörigen des weſtlich des San lebenden Stammes der Lemken. 
Von polniſcher Seite iſt der Unterschied, der ſie von den griechifch- 
orthodoxen Ukrainern trennt, von jeher in nationalpolitiſchem Sinne 
ausgewertet worden. Polniſcherſeits iſt ſtets verſucht worden, die 
noch beſtehenden Unterſchiede zwiſchen dem griechiſch-katholiſchen und 
dem römiſch-katholiſchen Ritus immer mehr zu verflachen, um ſchließ- 
lich eine völlige Einordnung des erſteren in die Sphäre der römischen 
Kirche vorzunehmen und damit zugleich auch der nationalen Ajfimilierung 
der griechiſch-katholiſchen Ukrainer die Wege zu ebnen. Dieſe 
polniſchen Beſtrebungen, die ſich mit den Sielen der römiſchen Kirche 
begegnen, find von jeher auf den Widerſtand der ukrainiſchen Gläubigen 
geſtoßen, die in dem Metropoliten Szeptycki einen wohl auf dem 
Boden der polnifchen Staatlichkeit, zugleich aber volksbewußten, an⸗ 
geſehenen Führer beſitzen. Es iſt mit großer Vorſicht aufzunehmen, 
wenn ſich der Krakauer „Kurjer“ in ſeiner erwähnten Mitteilung 
darauf beruft, daß „ſich in Lemberg noch vor dem Kriege bei der 
Volkszählung von 1910 faft die Hälfte der griechiſchen Katholiken als 
Polen ausgegeben haben“. Daß ſich die Anhänger des griechiſch⸗ 
katholiſchen Ritus tatſächlich als Ukrainer fühlen, hat die Entwicklung 
ſeit dem Kriege gezeigt. Wenn es früher polniſche Tendenzen unter 
den Anhängern dieſes Ritus gegeben hat, Jo muß der Krakauer 
„Kurjer“ doch zugeben, daß heute davon kaum noch die Rede ſein 
kann. „Im freien Polen“, ſchreibt das Blatt, „hat ſich leider niemand 
um die Sache diefer ‚Sreko-Polen’ gekümmert, und was Lemberg 
anbetrifft, Jo ging ſogar i. J. 1923 der letzte 
griechiſch-polniſche Borpoſten in dieſer Stadt, die 
Pfarrei in der Solkiewer Vorſtadt, in die Hände 
der Ukrainer über.“ Es ijt nicht Jo, wie der Krakauer „Kurjer“ 
ſchreibt, daß ſich niemand um die ſog. „Hreko-Polen“ gekümmert hätte. 
Sondern die polniſche Politik gegenüber den Ukrainern war vielmehr 
Jo, daß ſie die etwa vorhandenen Anſätze eines kirchlichen und natio— 
nalen Ausgleichs zwiſchen dem griechiſch-Katholiſchen Ukrainertum und 
dem römiſch-katholiſchen Polentum erſtickte. Es hat nicht an Ver⸗ 
juchen gefehlt, ſog. „Sreko-Polen“ zu züchten. Aber dieſe Verſuche 
blieben im allgemeinen ohne Erfolg. enn jetzt — natürlich nicht von 
ukrainijcher, ſondern von nationalpolniſcher Seite — ein Blatt wie der 
„Greko-Katolik“ erſcheint, Jo bedeutet das einen neuen Verſuch, 
auf dem Weg über die Kirche einen Teil der ukrai- 
niſchen Bevölkerung Saliziens ihrem Volkstum zu 
entfremden und wieder eine Entwicklung in Sluß 
zu bringen, wie es fie [bon einmal in den Seiten 
des altpolniſchen Reiches gegeben hat: einen 
Menſchentyp zu ſchaffen, der ſich als „gente 
rutbenus, natione Polonus“, das heißt, als ukrai= 
niſcher Abſtammung, aber polniſcher Nation, be- 
jeichnet. Die Beſtrebungen, die von polniſcher Seite in dieler 
Hinſicht unternommen werden, verdienen die ſtärkſte Beachtung; denn 
fie find ſowohl volks- wie kirchenpolitiſch für die Zukunft diefes Teiles 
von Oſtmitteleuropa von großer Bedeutung. Der Krakauer „Kurjer“ 
wünſcht „dieſer intereſſanten und ſumpathiſchen Bewegung unſerer 
Landsleute vom griechiſchen Ritus die beſte Entwicklung und Unter- 
ſtützung don ſeiten des polniſchen Volkes“. Das jagt genug. 


Die Studenten in Polen. 


In Polen ift, wie in allen jungen Staaten des Oftens, der An- 
drang zum akademiſchen udium außerordentlich ſtark. 
An den 24 Hochſchulen und akademischen Lehranſtalten Polens werden 
etwa 50000 Hörer gezählt. Der Andrang iſt Jo groß, daß auf 
manchen Sakultäten nur noch ein Bruchteil der Neuangemeldeten auf- 
genommen werden kann. An der Warſchauer, der größten polniſchen 
Univerſität, haben ſich in dieſem Winterſemeſter über 2500 Studenten 
neu angemeldet; davon 500 an der mediziniſchen Sakultät, während 
dort nur 135 Plätze zur Verfügung jtanden, von denen 35 den Militär- 
arztanmärtern vorbehalten ſind Am Ende des Schuljahres 1932/33 
haben in Polen 14 436 Schüler die Reifeprüfung be- 
ſtanden; davon haben ſich über neun Zehntel, nämlich 13 186, dem akade- 
miſchen Studium zugewandt, und zwar die 9224 männlichen Abiturienten 
reſtlos und von den 5212 weiblichen nicht weniger als 3965. In allen 
Fakultäten, außer der theologiſchen und einigen Abteilungen der philo— 
ſophiſchen, wird die Aufnahme auf die Univerſität von 
der Sahl der verfügbaren Plätze abhängig gemacht, 
nicht nur an den Warſchauer, ſondern auch an den anderen Hochſchulen 
des Landes. Um die Sahl der ſich neu Anmeldenden weiter berunter- 
zudrücken, iſt in dieſem Jahre eine ärztliche Unterſuchung ein- 
geführt worden. 

Der Platzmangel und die Unterſuchung gibt den polnischen Univerſi— 
tätsbehörden die Möglichkeit, auch in nationaler Hinficht 
eine Siebung der Neugemeldeten durchzuführen. Beſon⸗ 
ders die Ukrainer beklagen ſich über eine weitgehende Benachteili— 
gung bei der Sulaſfung ihrer Jugend zu den Hochſchulen in Polen. 
Im vergangenen Jahre Jind 3. B. an der mediziniſchen Fakultät der 
Univerfität Lemberg von loo gemeldeten Ukrainern nur 
5 3ugelaffen worden, und das von der Univerſität eines Landes- 
teiles, in dem die Ukrainer die überwiegende Mehrheit der Bevölke⸗ 
rung bilden und überdies einen vertraglichen (aber nicht erfüllten) An- 
ſpruch auf eine eigene ukrainiſche Univerſität beſitzen. Umgekehrt 
haben ſich die Juden in Polen bisher eines weitgehenden 
Entgegenkommens der polnischen Hochſchulbehörden erfreuen 
können. Sie bilden etwa 10 v. H. der Geſamtbevölkerung Polens. 
find mit über 9000 Studenten an der Gefamthörerfzahl der 
Univerfitäten, aljo mit etwa 2 v. H., beteiligt. Die 
polniſche Hochſchulſtatiſtik enthält keine Angaben über die Volks- 
zugehörigkeit der Studierenden, ſondern nur Angaben 
über das Glaubensbe kenntnis. Da ſich Volkstum und DBe- 
kenntnis nicht immer decken, laſſen ſich aus der Statiftik nur annähernd 
zutreffende Anhaltspunkte für die nationale Gliederung der Studenten- 
ſchaft gewinnen. Im letzten Studienjahr gab es 36 054 Römiſch⸗ 
katholiſche, 1788 Griechiſch-katholiſche, 1303 Evangeliſche, 8430 moſa- 
iſche Juden, 159 andere und 755 ohne Bekenntnisangabe. Da die Sahl 
der katholiſchen Deutschen ungefähr derjenigen der proteſtantiſchen 
Polen gleich fein dürfte, kann man die Zahl der ſtudierenden Evan- 
geliſchen etwa derjenigen Sahl der ſtudierenden Deutſchen gleichſetzen. 
Es ſtudierten alſo rund 1200 Deutſche. In den Vereinen der 
deutſchen Hochſchüler an den verſchiedenen Univerfitäten uſw. find etwa 
300 bis 450 deutſche Studenten zuſammengeſchloſſen. Die Griechiſch— 
katholiſchen und elwa zwei Drittel der Griechiſch-orthodoxen find als 
Ukrainer anzuſehen, das find 2600. Etwa 30 o Griechiſch- ortho- 
doxe mögen Nuſſen und Weißruſſen fein. Die Zahl der in Polen 
ſtudierenden Litauer wird auf ungefähr 100 geſchätzt. Die Mofa- 
iſchen, zu denen noch die Konfeſſionsloſen hinzuzuzählen find, find Juden, 
insgeſamt alſo 9100. Ungerechnet ſind hierbei die zum katholiſchen oder 
einem anderen Bekenntnis übergetretenen Juden, Jo daß ſich die He- 
ſamtzahl der in Polen ſtudierenden Juden zweifellos noch weiter erhöht. 


Litauiſche Butter. 


Der Butterexport Litauens hat vor allem feit 1926 einen außer- 
ordentlichen Auffchwung. Seit dieſem Jahre iſt die Butter zu 
einer der wichtigſten litauiſchen Exportwaren ge- 
worden. Produktion, Verarbeitung und Abſatz ſind gut organijiert. 
Das litauiſche Meierei-Genofſenſchaftsweſen, 
deffen Anfänge in das erſte Jahrzehnt dieſes Jahrhunderts zurück- 
reichen, hat ſich ſeit der Gründung des Sentralverbandes der litauiſchen 
Meiereien (der „Pienocentras“) im Jahre 1926 in geradezu 
amerikaniſchem Tempo entwickelt. Dieſer Sentralverband hat das 
ganze Land mit einem Netz von Molkerelinſtituten überzogen und 
durch einen großen Stab von Inſtrukteuren für die quantitative und 
qualitative Hebung der Milch- und damit der Buttererzeugung ge- 
ſorgt. Im Verein mit der Landwirtſchaftskammer wurden Verſuchs⸗ 
ringe geſchaffen, Süchtungs-, Fütterungs- und Futteranbauverſuche vor- 
genommen, Kontroll- und Suchtvereine gegründet. Im Jahre 1028 
gingen etwa 50 v. H. des geſamten litauiſchen Butterexportes über die 
„Pienocentras“, 1933 bereits 80 v. H. Im Jahre 1928 wurden nur 
etwa 17 v. H. erſtklaſſige Standardbutter ausgeführt, 1033 bereits 
75 v. H. In dieſen Zahlen Jpiegelt ſich der Erfolg der Arbeit des 
Sentralverbandes, wie überhaupt die fortſchreitende erfolgreiche 
Umſtellung der litauiſchen Land wirtſchaft vom Ge- 
treidebau auf die Viehzucht. 


Die Entwicklung der Molkereigenoffenfchaften läßt ſich aus folgen- 
den Sahlen entnehmen. 1924 wurden von den Genoſſenſchaften nur 
53 Connen Butter produziert; davon kamen 32 Tonnen zum Export. 
1926 war die Produktion auf 1034 Tonnen geftiegen; davon wurden 
788 Tonnen exportiert. 1930 betrug die Produktion bereits 6369 Con- 
nen, von denen 6027 Tonnen ausgeführt wurden. Ihren Höch ſt⸗ 
ſtand erreichte die Butterproduktion der Genoſſenſchaften im Jahre 
1932 mit J0 289 Tonnen; davon kamen 9267 Tonnen zur Ausfuhr. Im 
vergangenen Jahr war ein Rückgang ſowohl in der Erzeugung (auf 
9855 Tonnen) wie in der Ausfuhr (auf 8692 Tonnen) zu verzeichnen. 
Der weitaus größte Teil der von den Wolkerei- 
genoſſenſchaften hergeſtellten Butter wurde aus- 
geführt, und zwar 1929 rund 92 v. H., 1930 faſt 95 v. H., 1032 
rund 90 v. H. und 1933 über 88 v. H. Neben den Butterexport der 
Molkereigenoſſenſchaften trat der nicht genoſſenſchaftlich organiſierte 
Export in den letzten Jahren völlig zurück. Im Jahre 1932 wurde falt 
überhaupt nur Genoſſenſchaftsbutter ausgeführt; von den 9526 Tonnen. 
die in dieſem Jahre zur Ausfuhr kamen, ſtammten 9267 Tonnen aus 
den Molkereigenoſſenſchaften; 1933 betrug der Geſamtbutterexport 
Litauens 9580 Tonnen; davon waren 8692 Tonnen Genoflenjchafts- 
butter. Der Aufſchwung der litauiſchen Butteraus- 
fuhr ift alfo ganz eindeutig ein Erfolg des gut ent- 
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wickelten Senoſſenſchaftsweſens. Allerdings wäre diejer 
Auffchwung ohne ſtaatliche Hilfe kaum möglich geweſen. Das litauische 
Landwirtſchaftsminiſterium hat Jahr für Jahr erhebliche Mittel 
zur Stützung des Butterpreiſes aufgewandt. In den letzten 
vier Jahren 1930 bis 1933 hat es nicht weniger als 17,5 Mill. Lit, 
für dieſen Zweck zur Verfügung geſtellt. . 

An ſich wäre noch eine weitere Steigerung der litauiſchen Milchwirt- 
ſchaft und damit auch der Buttererzeugung möglich. Bisher ift nämlich 
nur etwa ein Viertel der Milcherzeuger durch die 
Genoſſenſchaften erfaßt. Dagegen ſtehen noch etwa drei 
Viertel der Landwirte mit durchſchnittlich 2 bis 3 Kühen den Ge— 
„nofſenſchaften fern. In den einzelnen Landesteilen iſt 
das e ee eee lehr verſchie⸗ 
den ſtark entwickelt. ährend im nördlichen Litauen etwa 
30 v. H. der Landwirte an der Milchbelieferung der Molkereien be- 
teiligt ſind, find im ſüdöſtlichen Litauen nur etwa 1,5 v. H. der Land 
wirte von den Molkereigenoſſenſchaften erfaßt. Zur Seit wird eine 
Weiterentwicklung des Molkereiweſens durch den kataſtrophalen 
Tiefſtand des Milchpreiſes gehemmt. Der Bauer erhält 
für den Liter Milch nur etwa 2 Pf.; bei einem Jolchen Preiſe zieht er 
es vor, die Milch an das Vieh zu verfüttern. Die Genoſſenfchaften 
aber ſind nicht in der Lage, ihm die Milch beſſer zu bezahlen, da ſie 
trotz der vom Staat aufgewandten Mittel zur Stützung des Butter- 
preiſes mit wachſenden Schwierigkeiten im Export von 
Butter, die ihr weitaus wichtigſtes Erzeugnis ift, zu kämpfen haben. 
Schon im Jahre 1932, als der litauiſche Butterexport und die genoſſen⸗ 
ſchaftliche Butterproduktion auf dem Höhepunkt ſtanden, arbeiteten 
nur noch 154 GSenoſſenſchaften mit Gewinn, da⸗ 
gegen 84 mit Verluſt. Seitdem haben ſich die Verhältniſſe 
zweifellos noch verſchlechtert, und es iſt anzunehmen, daß heute der 
weitaus größte Teil der litauiſchen Genofjen- 
ſchaften mit Berluſt arbeitet. 

Denn in den letzten Jahren haben ſich die Exportbedingun- 
gen für litauiſche Butter in geradezu kata- 
ſtrophaler Weiſe verſchlechtert. Nicht nur haben die 
meiften Länder ihre Buttereinfuhr kontingentiert, ſondern die Butter- 
exportpreiſe Jind auch ganz erheblich geſunken. Die beiden Haupt- 
abnehmer litauiſcher Butter ſind England und Deutſchland. 
Im Jahre 1029 gingen 72,1 v. H. des litauiſchen Butterexportes nach 
Deutſchland, 1930 ſogar 74,1 v. H. Seitdem iſt ein raſcher Nückgang 
der Ausfuhr nach Deutfchland eingetreten; der deutſche Anteil betrug 
1031 und 1932 nur noch 45,5 bzw. 45,4 v. H. des Gejamtbutterexports; 
er fank 1933 auf 24,6 v. H. und belief ſich im erſten Halbjahr 
1934 nur noch auf 4,0 v. H. An Deutſchlands Stelle iſt England 
getreten. Deſſen Anteil am litauiſchen Butterexport betrug 1929: 
24,5 v. H. und ſtieg (nach einem Rückgang in den beiden folgenden 
Jahren) im Jahre 1932 auf 39,3 v. H., im Jahre 1933 auf 63,6 v. H. 
und im erſten Halbjahr 1934 auf 77,5 v. H. Neben England und 
Deutſchland kommt nur noch Belgien als größerer Abnehmer litau- 
iſcher Butter in Betracht; es war im erſten Halbſahr 1034 mit 8,5 v. H. 
am Geſamtbutterexport beteiligt. Die völlig verſchiedene Bedeutung, 
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die Deutſchland und England als Butterkäufer für Litauen beſitzen, 
läßt ſich aus folgender Gegenüberſtellung der dorthin exportierten 
Alengen und der hierfür erzielten Preiſe erfahren: 


Deutſchland 


England 


i Erlös 5 | Erlös 
Tonnen in 1000 Lid) zeonmen — (in 1000 Lig 


| 
8300 5 900 


1930 1 300 37.300 
1931. 2020 10950 5850 31600 
1932 3700 14 900 5500 24 100 
1933. 5500 10 450 2000 10090 
1. Halbj. 1934 3100 4430 160 540 


Der engliſche Markt ift, wie ein Blick auf diefe Überficht 
zeigt, kein günſtiger Erfat für den verlorenen deut- 
ſchen Markt. Denn die Butterpreiſe, die Litauen 
in England erzielen kann, ſind erheblich niedriger 
als die Preife, die Deutſchland zahlt. Die 5500 Tonnen 
Butter, die 1933 nach England exportiert wurden, erbrachten einen 
Gegenwert von 10,45 Mill. Lit.; d. h. ein Kilo Butter = 1,90 Lit. 
Dagegen erbrachten die 1933 nach Deutſchland exportierten 2000 Ton- 
nen Butter 10,00 Mill. Lit.; d. h. ein Kilo = 5,05 Lit. Den ein- 
träglichen Butterexport nach Deutſchland hat Litauen verloren. Es hat 
dafür das ſehr niedrige Preiſe zahlende England als Abnehmer ge- 
wonnen. Die auf dem englischen Alarkt zu erzielenden Butterpreiſe find Jo 
niedrig, daß der Butterexport dorthin für Litauen ein Ber- 
luſtgeſchäft ift, das nur durch eine ſtaatliche Stützungsaktion auf- 
rechterhalten werden kann. Litauen hat im Jahre 1952 für den Ex⸗ 
port von dooo Tonnen Butter 41,8 Mill. Lit. erhalten; im Jahre 1933 
hat es für einen faſt ebenſo großen Export (9600 Tonnen) nur noch 
22,0 Mill. Lit. erzielt. 

Das bedeutet, daß die zweifellos großen Erfolge der 
genoffenfhaftliben Organiſierung der litau⸗ 
iſchen Landwirte durch den Kurs der litauiſſcchen 
Außenhandelspolitik ernftlich bedroht find. Die Ne⸗ 
gierung in Kauen hatte es ſich in den Kopf geſetzt, ihr Land wirtſchaft⸗ 
lich don Deutſchland ju „befreien“. Diejes Siel iſt in hohem Maße 
erreicht. Allerdings iſt dabei der litauiſche Bauer auf den Hund ge⸗ 
kommen, Er kann ſich dafür bei den ebenſo weiſen wie patriotischen 
Herren in Kauen bedanken. Es iſt begreiflich, wenn dieſe Herren heute 
verfuchen, Deutſchland als Käufer zurückzugewinnen. Es ift aber eine 
dreiſte Zumutung von ihnen, Deulſchland zu einem handelspolitiſchen 
Entgegenkommen bewegen zu wollen, während ſie zu gleicher Seit ihre 
brutale Entdeutſchungspolitik im Memelland fortzuführen gedenken. 
Es muß entſchieden abgelehnt werden, daß deut- 
ſcherſeits wirtſchaftliche Sugeſtändniſſe an Li- 
tauen gemacht werden, Jolange noch irgendwelche 
deutſchfeindliche Maßnahmen im Memelland vor- 
kommen. Wenn Litauen das Memeldeutſchtum zu- 
grunde richten will, dann foll es ſelbſt darüber 3u= 
grunde gehen. 


Der Mittelweg des eſtländiſchen Staatspräſidenten Päts. 


In ihrem amtlichen Verkehr und bei repräſentativen Gelegenheiten 
pflegen Letten und Eſten ſich gegenjeitig als Brudervöl ker zu 
bezeichnen, Sucht man indeſſen hinter der amtlichen Faſſade betonter 
Herzlichkeit das feſte Mauerwerk einer auf wechſelſeitiges Verſtändnis 
gegründeten Verbundheit von Volk ju Volk, jo wird man entdecken 


müffen, daß man auf beiden Seiten der Grenze ein ſehr ſcharfes Auge 


für die nationalen Fehler und Gebrechen des Nachbars hat und die 
vorhandenen Vorzüge und Cugenden meiſt überſieht. Das mag auf den 
erſten Blick befremdlich erſcheinen. haben doch beide Völker eine falt 
genau übereinſtimmende Entwicklung aus einer Bauernſchicht ohne 
eigene Volksführung zu modernen europäifchen Staatsvölkern durch- 
gemacht, im gleichen Naum, unter den gleichen Dajeinsbedingungen und 
in derſelben Zeit. Der Widerſpruch löft ſich auf, wenn man auf den 
ralliſchen Urſprung zurückgeht. Die Eſten find ein Splitter der 
großen finniſch-ugriſchen Völkerfamilie, die Letten dagegen nahe 
Verwandte der Litauer und der einſtigen Widerſacher des Deutſchen 
Ordens, der alten Preußen. Vertieft wird der Artunterſchied 
auch noch durch den fraglos ſtärkeren nordiſchen Sinſchlag bei 
den Eſten der durch Blutmiſchung mit einer Rüftenbevölkerung Jkandi- 
naviſcher Herkunft feine Erklärung findet. Neſte dieſes Bevölkerungs- 
teils haben ſich in einzelnen eftländifchen Küſtenſtrichen und auf den 
kleinen Inſeln im finnilchen Meerbuſen bis auf den heutigen Tag er- 
halten. Die Art des Sſten, ſich mit dem Leben auseinanderzuſetzen, ift 
daher auch eine andere als beim Letten. Der Elte iſt zäher als Jein 
Nachbar und hat den längeren Atem. Er iſt geneigt, die Dinge lang- 
Jam ausreifen zu laſſen, um dann allerdings feſt zuzupacken, wenn ihm 
die Stunde des Handelns herbeigekommen ſcheint. Der Lette iſt tempe⸗ 
ramentvoller, er beſitzt nicht die Kunſt des Abwartens und legt daher 
die Etappen Jeines völkiſchen und politiſchen Werdegangs mit haftigeren 
Schritten zurück. 

Letten und Eften find zum erſten Mal in ihrer Geſchichte heute nicht 
mehr Objekt, ſondern Subjekt des politiſchen Geſchehens im baltiſchen 
Naum. Solange ein fremder, aber einheitlicher Wille für die Geſchicke 

ihrer Heimat maßgebend war, konnte die verſchiedene Veranlagung 
beider Völker lich wenig auswirken. Das iſt auch in der erſten, jetzt 


abgeſchloſſenen Periode der politiſchen Selbſtändigkeit nicht der Fall 
geweſen, da dieſe ſich innerhalb demokratiſcher Formen fremder, dies- 
mal weſtleriſcher Prägung abgefpielt hat. Heute, wo beide Staaten 
um eine artgemäße politiſche Gejtaltung bemüht find und fremde Ein- 
flüſſe bewußt auszuschalten verſuchen, zeigt es ſich ſchon am Anfang 
des neuen Weges, wie verſchieden geartet die beiden Völker ſind. Der 
Übergang von der Parlamentsherrſchaft zum Führungsſtaat in Lettland ift 
tatſächlich über Nacht eingetreten, und der überraschte Bürger, der als 
Coil des ſouveränen Volkes in einer der „freieſten“ Demokratien der 
Welt ſchlafen gegangen war, wachte eines Ichönen Tages als begeiſterter 
und diſziplinierter Gefolgsmann einer autoritären Regierung. auf. Der 
Kampf um die neue politiſche Verfaſſung Eſtlands zieht ſich ſchon jahre 
lang hin und ift auch heute noch keineswegs entſchieden. Der „Führer 
des Staates und Volkes“, wie Ulmanis in Lettland heute genannt 
wird, hat mit der größten Selbſtverſtändlichkeit und ohne je über ſeine 
eigene Vergangenheit zu ſtolpern, den bürgerlichen Nock eines Partei- 
führers alter Schule mit der Toga eines neuzeitlichen Diktators nach 
römiſchem Vorbild vertauſcht, die ihm wie angemeſſen zu ſitzen ſcheint. 
Sein Revaler Berufskamerad Päts findet ſich mit der Volle, die ihm 
ein ähnliches Schickfal aufgebürdet hat, lange nicht mit derſelben 
heiteren Unbefangenheit ab, ſa er hat ſichtlich ſeine Bedenken und 
äußert dieſe auch vor verſammeltem Volke. Zu Beginn des Oktobers 
jagte Päts anläßlich eines Empfanges politiſcher Perſönlichkeiten: 
„Bisher hat das Parlament die alleinige Macht im 
Staate gehabt, jetzt hat Jie das Staatsoberhaupt. 
Sowohl das eine, als auch das andere iſt ein Unding. 
Es iſt notwendig, einen Mittelweg zu finden, um 
die beiden Gewalten ins Gleichgewicht zu bringen.“ 
Dieſe Worte des eſtländiſchen Staatspräſidenten dienten als Einleitung 
zu einer Negierungskundgebung, in der erklärt wird, daß die Frage 
der eſtländiſchen Staatsverfaſſung durch die Volksabſtimmung vom 
Oktober vorigen Jahres keineswegs als endgültig entſchieden anzuſehen 
ſei, ſondern erſt noch der Entſcheidung harre. Die Regierung würde ſich 
der Pflicht nicht entziehen, eine wirklich artgemäße eſtniſche 
Staatsperfaffung Wirklichkeit werden zu laffen. Die demo- 
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kratiſche Grundeinſtellung des eſtniſchen Volkes würde von keiner Seite 
in Sweifel gejogen. Vieſer Gesinnung könne Rechnung getragen 
werden nur durch eine Verfaſſung, die einen Mittelweg darſtelle 
zwiſchen dem alten parlamentariſchen Suftem und den in einigen Ländern 
Curopas heute beſtehenden neuen politiſchen Formen. " 

Der Regierungserklärung iſt eine Zeit hochgradiger politiſcher Er- 
regung voraufgegangen. Monate hindurch bildete die Frage der Su- 
kunft des Landes Gegenſtand immer heftiger werdender Viskujlionen 
in der Preſſe, dem einzigen Organ politiſcher Meinungsbildung, nach- 
dem die Cätigkeit Jämtlicher politiſcher Parteien unterbunden war. 
Allen dieſen Erörterungen, allem Nätſelraten über die endgültigen 
Regierungsabſichten und Pläne hatten die Machthaber bisher eijerne 
Zurückhaltung entgegengeſetzt. Jetzt endlich iſt die Katze aus dem Sack. 
Das Ei des Kolumbus ijt gefunden. Es heißt Mittelweg. Die im 
Leben der Menjchheit wohlbekannte und altbewährte goldene Mittel- 
ſtraße, diesmal zwiſchen Parlamentsdemokratie und Diktatur. Die 
autoritären Wölfe follen ſatt werden und die parlamentariſchen Läm- 
mer heil bleiben. Als Ergebnis wird dem Volke ein Suſtem in Aus- 
ſicht geſtellt, das nach Abficht feiner Urheber ein ideales Gleichgewicht 
jwiſchen Volksjouveränität und Sührungsprinzip darſtellen ſoll. Auf die 
in der Preſſe erhobene Stage, auf welche Parteien oder Schichten des 
Volkes die Regierung ſich bei der Durchführung ihrer Pläne ſtützen 
wolle, antwortete der Staatspräſident, er betrachte die Geſamtheit der 
wohlgeſinnten Staatsbürger als die ſicherſte Stütze ſeiner Politik. 
Parteien, und zwar ſämtliche politiſche Parteien ohne Ausnahme, würde 
er in Zukunft nicht mehr dulden. Auf die Frage, wann die Regierung 
wieder Wahlen ausſchreiben und ihre Politik auf dieſem Wege dem 
Urteil der Nation unterbreiten würde, erfolgte der Beſcheid, daß daran 
erſt gedacht werden könnte, wenn die erregten Gemüter ſich beruhigt 
haben werden und das Volk durch das fortſchreitende Neformwerk der 
Regierung im rechten Sinne beeinflußt und erzogen fein werde. 

Bevor noch über die Pläne und Abſichten der Regierung Päts 
durch ſolche Erklärungen völlige Klarheit geſchaffen wurde, war bereits 
der erſte Berſuch gemacht worden, den Grundſatz des Mittelweges in 
die politiſche Praxis umzuſetzen. Aus der parlamentariſchen Ver- 
gangenheit des Staates her, aus der Seit gar vor dem Volksabſtim- 
mungsjiege der Sreiheitskämpfer im Oktober 1933 gab es in Eſtland 
eine Volksvertretung, die ſeit der Staatsumwälzung im März d. g. 
vollkommen ausgeſchaltet war und verfaſſungsmäßig bereits im Früh- 
jahr einer neugewählten hätte weichen müſſen. Das war nicht geſchehen, 
weil Neuwahlen und überhaupt irgendeine Volksbefragung nicht in 
das Programm der Regierung Päts gehört. Solange die Gemüter ſich 
noch nicht beruhigt haben. Die Volksvertretung war nun einmal da 
und befand ſich dauernd in den Ferien. Am 1. Oktober hätten die 
Volksboten ju ihrer ordentlichen verfaſſungsmäßigen Tagung zuſam- 
mentreten müſſen. Im Volke war man ſehr geſpannt darauf, wie die 
Regierung ſich ju dieſem verfaflungsmäßigen Recht der Volksver- 
tretung verhalten würde. Es war ſomit der Seitpunkt gekommen, wo 
gehandelt werden mußte. Nicht nur für die Negierungsmänner, ſondern 
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auch für die Parlamentarier, falls dieſe letzteren überhaupt noch jemals 
den Anjpruch auf den letzten Neſt an Volksachtung erheben wollten, 
der ihnen vielleicht noch geblieben war. Die Regierung ergriff den Aus- 
weg, die Volksvertretung nicht zu einer ordentlichen Tagung am vor- 
geſehenen Termin, ſondern drei Cage vorher zu einer außerordentlichen 
Seſſion zuſammenzuberufen, und zwar lediglich zur Entgegennahme einer 


Regierungserklärung mit nachfolgender Aussprache. Begründet wurde 


diefe Maßnahme durch die Abſicht, dem Parlament die Gelegenheit zu 
geben, ſeine Arbeitsfähigkeit im Rahmen des Erneuerungswerks der 
Regierung unter Beweis zu ſtellen. Die Volksvertreter erwieſen Jich 
indeſſen bereits zu Beginn der Tagung als ſo weit widerſpenſtig, daß 


fie einen der Regierung nicht genehmen Abgeordneten auf den er⸗ 


ledigten Präſidentenſitz der Staatsverſammlung wählten. Dieſer Miß 
klang ſollte nicht der einzige bleiben. An der NRegierungserklärung 
wurde heftige Kritik geübt, die Jo weit ging, daß Sweifel an der Ver- 
faſſungsmäßigkeit einzelner Regierungsmaßnahmen laut wurden. Es 
erwies ſich, daß von den Parlamentsfraktionen nur der Bund der 
Landwirte die Regierung bedingungslos zu ſtützen bereit war, und daß 
ferner die Marxisten — auch ein Zeichen für die Verkrampfung der 
politiſchen Lage — das Regime Päts tolerieren würden. Die übrigen 
großen Fraktionen ſagten der Negierung ſchärfſten Kampf an, Jo daß 
die Regierungsgegner die ſichere Mehrheit hatten. Weitere Ereigniſſe 
blieben aus, da die Parlamentstagung vom Staatspräſidenten geſchloſſen 
wurde, bevor es zu irgendeiner Beſchlußfaſſung kommen konnte. Die 
Volksvertreter fügten ſich widerſpruchslos dem Auflöſungsbefehl des 
Staatspräſidenten. Sie gingen, wie es amtlich wiederum hieß, in die 
Serien, ohne auch diesmal den geringſten Verſuch zu machen, für ihre 
Rechte den Kampf aufzunehmen. 

Der erſte Verſuch der Juſammenarbeit zwiſchen autoritärer Staats- 
gewalt und Volksvertretung iſt völlig fehlgeſchlagen. Ob der goldene 
Mittelweg überhaupt jemals mit Erfolg beſchritten werden wird, Joll 
die Zukunft zeigen. Und zwar eine recht ferne Zukunft. Denn vor- 
läufig werden Volkswahlen nicht ftattfinden, das Volk, auf deſſen 
Geſamtheit die Regierung ſich ihren eigenen Worten nach ſtützen will, 
wird nicht befragt werden, ob es ſeinerfeits dieſe Regierung wolle oder 
vielleicht einer ganz anderen Führung mehr Vertrauen ſchenken würde. 

In Lettland iſt die Scheu vor einer Befragung des Volkes nicht 
minder groß, als in Eſtland. Beide Staaten können damit ihrer 
heutigen politiſchen Struktur nach am eheſten mit Öfterreich verglichen 
werden, nicht aber mit Staaten, in denen der vom Volle getragene 
Erneuerungsgedanke Jtaatsformend geworden ift. Gleichwie in Öjter- 
reich marſchiert hier nicht ein innerlich geeintes und erſtarktes Volk 
unter den Seldzeichen eines neuen Geiſtes in eine lichtere Zukunft, 
ſondern das erwachende Volk wird von Machthabern, die dieſes Geiſtes 
Hand noch nicht geſpürt haben, am Aufbruch gewaltſam gehindert. Paß 
dieſer Machthaber Beginnen eitel ift, bedeutet für jeden eine Binſen⸗ 
wahrheit, der im Zeichen des neuen Geiſtes kämpft. So wird auch der 
Mittelweg des eſtländiſchen Staatspräſidenten Päts kein Weg fein, 
der ins Freie führt. Rbs. 


Buchbeſprechungen. 


Wirtſchaft und Staat im ſüdoſteuropäiſchen Naum 10081014. 
Eine Bearbeitung nach den amtlichen Akten des Wiener Außen- 
miniſteriums. Von Gottfried Hobus. Heft 20 der Schriften der 
Deutſchen Akademie. 0 Ernſt Reinhardt, München 1934. 
206 Seiten. Broſch. 4,80 ARM. — Das vorliegende Buch gibt auf 
Grund genauen Aktenſtudiums eine Darſtellung der politiſchen und wirt- 
ſchaftlichen Beziehungen der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie zu 
den Balkanländern von der Annektion Bosniens und der Herzegowina 
an bis zum Ausbruch des Weltkrieges. Die Beſtrebungen der 
Monarchie, ihren Einfluß auf die Balkanländer auszuweiten, werden 
im einzelnen verfolgt. Wenn dieſen Beſtrebungen ſchließlich der Erfolg 
verſagt geblieben iſt, ſo hat das daran gelegen, daß die gemein 
chaftsſtaatliche Politik Wiens gerade in der ſerbiſchen Frage 
immer wieder von der einzelligen, unduldſamen Staatsidee 
Budapeſts behindert wurde und daß die Monarchie nicht mehr ſtark 
genug war, ihre Abſichten auf dem Balkan mit dem Einſatz poli- 
tiſcher Machtmittel zu verfolgen. Wien hat unter dieſen Umſtänden 
— in an ſich richtiger Erkenntnis der raumpolitifchen Gegebenheiten — 
faſt ausſchließlich mit wirtſchaftlichen Mitteln zu arbeiten ver⸗ 
ſucht und auf dem Balkan ftets nur wirtſchaftliche Ziele gehabt. Aber 


die wirtſchaftlichen Kraftlinien der Monarchie, die in der Hauptfache 


beherrſchten Naume mit wirtſchaftlichen Mitteln zum Siel zu gelangen. 
Daß der Verfaſſer die Gegenſätze zwiſchen Naum und Macht, zwiſchen 
Wirtſchaft und Politik ſcharf herausgearbeitet und nicht nur das 
ſichtbare Handeln, ſondern anhand der Akten auch die Abfichten und 
Leitgedanken Aehrentals und Berchtolds klar herausgeſtellt hat, macht 
feine Unterſuchung der öſterreichiſchen Balkanpolitik zu einem wertvollen 
politiſchen Lehrbuch. Dr. 


Schlöſſer des Oftens. Von Dora- Eleonore Behrend. Verlag 
Gräfe und Unzer, Königsberg i. Pr. 87 Seiten mit 11 Abbildungen. 
Kart. 2.— Rn., Leinen 3,.— RM. — Durch elf oſtpreußiſche Schlöffer 
führt die Verfaſſerin den Leſer, nicht durch die bekannten Schlöffer 
des deutſchen Ordens, ſondern die 88 des flachen Landes: 
Sinkenftein, Schlobitten, Schönberg, Garden, Wundlacken, Beynuhnen 
u. a. Ein Blick auf die Geschichte der Schlöſſer, ein verſtändnisvolles 
Herausarbeiten der Weſensart der Geſchlechter, die den Räumen ihre 
Eigenart gegeben haben, ein Hinweis auf Namen, die in der Geſchichte 
Preußens einen guten Klang beſitzen, ergänzt durch gute Bilder, machen 
mit einem Beſtandteil der oſtpreußiſchen Landſchaft vertraut, der noch 
wenig bekannt, aber doch einer der weſentlichſten in der Entwicklung 
R does vandes gewejen in. . 
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nach Saloniki ausgerichtet waren, wurden immer wieder und in immer 
ſtärkerem Maße von den machtpolitiſchen Kraftlinien der anderen 
Staaten, insbejondere Rußlands, durchkreuzt und abgeriegelt. Vor 
dem politiſchen Machteinſatz der Anderen hat Wien immer wieder 
von neuem zurückmweichen müſſen. Das große Habsburgerreich war 
ſchließlich zu ſchwach, um gegen das von einem ſelbſtbewußten und 
machtpolitiſch denkenden Staatsvolk geführten Serbien mit Ausſicht 
auf Erfolg auftreten zu können. Es iſt intereſſant, anhand des 
vorliegenden Buches zu verfolgen, wie die beiden Wiener Außen- 
miniſter des in Frage ſtehenden Seitabſchnittes, Aehrental und 
Berchtold, bis zum letzten Augenblick den ausſichtsloſen Verſuch 
unternahmen, in einem mehr und mehr von machtpolitiſchen Tendenzen 


Neue Seitſchrift für Oſtrecht. Die eingegangene „Heitſchrift 
Oſtrecht“, deren Mitarbeiterkreis der Seit nicht mehr entſprach, 
eine Fortſetzung in der „Seitſchrift für oſteuropäifch 
Necht“ gefunden, die als Monatsschrift im Verlag von Carl £ 
mann in Berlin erſcheint. Sie wird im Auftrage des Breslauer“ 
europa- Inſtituts von Prof. Dr. G. A. Walz und von Staatsrat P 
Dr. Freiherrn von Freutagh-Loringhoven herausgegel 
die Schriftleitung hat Dr. Maurach (Breslau). 
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